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Die allgemeine WirtschaftslageVstpreußens.
Bon

Syndikus Dr. S cha u e n , Alleustein.

Oswald Spengler hat dem Schlusse seines Werkes »Der Unter-

gang des Abendlandes« den Satz beigefügt:
,,ducunt kata volentem, nolentem trahunt«,

der in freier übersetzungetwa lauten würde:

,,Nur Tatkraft besiegt das Geschick,
. Bei Gleichmut schreitet es über uns fort«,
und ich möchte diesen Satz meinen heutigen Ausführungen voraus-
schicken,da er mir wie keiner in seiner Anwendbarkeit auf die heutige
Situation gerade Ostpreußens hinzuzielen scheint-

,,Nur Tatkraft besiegt das Geschick,
Bei Gleichmut schreitet es iiber uns fort.«

Jch glaube nicht, daß in unserer Provinz jemand diese Worte hören
und nachsprechen kann, ohne an unser Ostpreußenzu denken und
damit an alles, was hiermit zusammenhängt.Regt doch der erwähnte
Satz Spenglers unmittelbar an den Deutschen zum Nachdenken iiber
das deutsche Geschickund die Möglichkeit, es zu meistern und den
Ostpreußen immer wieder zu tiefgriibelndem Nachsinnen iiber die Ge-
staltung des ostpreußischenSchicksals, das ihm überdies, anders wie
den Bewohner des Reiches, täglich unmittelbar vor Augen gestellt
wird. Das ostpreußische Schicksal aber findet seinen
Ausdruck in der allgemeinen Wirtschaftslage der
Provinz, und von der letzterenwird man nicht sprechen können,
ohne zuvor eingegangen zu sein auf das, was wir das ,,Problem Ost-
preußen«nennen. Es ist allerdings auf der letztenTagung des Deut-
schen Industrie- und Handelsxagesder eine deutsche Eigentümlichkeit
stark ironisierende bzw. persiflierende Ausdruck gefallen: ,,Jn Deutsch-
land ist nichts so groß, wie der Umsatz an Problemen.« Uns Ost-
preußen liegt gewißnichts ferner,.als die Zahl der Probleme zu ver-·

mehren, mit denen wir Deutschen uns beschäftigenmiissen. Wir
wissen aber,daß zu der großenZahl von Problemen, vor deren Lösung
der unselige Friedensvertrag von Versailles das deutsche Volk ge-
stellt hat, in erster Linie auch gehörtdas »kablem OstpkeUßeU«-
· Warum Problem? Man sagt mit Recht, das Mittel, tote

Formenzu erkennen, sei das mathematische Gesetz, und das Mittel,
lebendige Formen»zu verstehen, sei die Analogie, der Vergleich.
Weder Mathematiknoch Analogie können uns aber auch nur einen
Schritt naher der Lösung jenes Problems führen,welches wir das
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ostpreußischenennen, weil es hier wieder eine lebendige noch eine tote

Form gibt. Zur Erkenntnis und zum Verständnis soll vielmehr ge-
langen ein politischer und wirtschaftlicher Zustand, wie er durch
politische Ereignisse geschaffen ist.

Sie wissen, daß bei der Auswertung solcher Ereignisse, sofern sie
insbesonderevon Bedeutung waren für die Schicksale ganzer Völker
und Vollergebiete, namentlich in den späteren Zeiten vielfach ge-
sprochen wird von einer sogenannten geschichtlichen Entwick-

lung, die ähnlich wie die Analogie zum Verständnis lebendiger
Formendient, beitragen soll zum Verständnis der einzelnen geschicht-
lichen Ereignisse und ihrer Folgen. Was Ostpreußen anbetrifft,
so steht für die Gegenwart außer Zweifel, daß der zeitige wirtschaft-
liche Zustand dieser Provinz eine,Folge der geschichtlichenEreignisse
von ,1914und nachher ist. Damit steht aber wieder ebenso fest, daß
es sich hier weder handelt um eine geschichtlicheEntwicklung über-
haupt, noch auch um eine logische geschichtlicheEntwicklung. Mit
einer solchen hat das Problem Ostpreußennichts zu tun. .

Wie sehr der Hinweis auf eine zwangsläiifige oder gar logische
geschichtlicheEntwicklung hier verfehlt ist und auch die Anwendung
der Analogie, d. h. also eines Vergleiches, versagt, ergibt sich auch
aus der einwandfreien Feststellung, daß es uns Deutschen und Ost-·-
preußen nicht einfallen kann, beispielsweise aus dem nunmehr un-

bestreitbaren AusstiegePolens und dem ebenso unbestreitbaren Nieder-

gang-e Deutschlands in seiner politischen,wirtschaftlichen und völkischen
Bedeutung zu schließenauf einen durch die geschichtlicheEntwicklung
gegebenen Dauerzustand. Bei der Untersuchung aber wiederum
der Frage, ob wir mit Recht einen solchen Schluß von uns weisen-
wird unter anderem naturgemäß doch wieder eine gewisseRolle spielen
müssen der Vergleich. Der Vergleich nämlich mit der objektiveren
Auffassung, welche unbeteiligte andere Staaten über den gegen-

wärtigen Zustand und seine Beziehungenzu«einer logischengeschicht-
lichen Entwicklung haben.DieseAuffassungist uns zweifellos günstig.
Gerade im Auslande sind m letzter Zeit immer mehr Stimmen laut

geworden, welche sichmit der Festlegringder ostlichenGrenzen Deutsch-
lands beschäftigenund diese Grenzziehung als auf die Dauer unhalt-
bar und widersinnig verurteilen. Doch darf uns das nicht zu einer

Unterschätzungder auf der Gegenseite vorhandenen Kräfteund ebenso-
wenig zu einer überschätzungder eigenen Kräfte führen«welchezu

einer Beseitigung des tatsächlichenunhaltbaren gegenwärtigenZu-
standes bereit stehen. Zweifellos ist jedoch,»daß Polen bestimmt
nicht seit seinem Erstehen an einer Unterschatzung
und geringen Bewertung seiner eigenen K«raste ge-
litten hat, und so ist interessant,wie m Polen ursprunglichselbst
über die Gestaltung der Ereignisse nach dem«Kriegegedacht wurde.
Im Januar 1919 schrieb der ,,Dzennil vay

«

M Waklchau wörtlich:

»Die Lage ist für Polen so günstig-wie Jie die heißblütigsten
Patrioten in ihren verwegensten Träumensich·nicht hätten vor-

stellen können. Und doch herrscht in Polen die Furcht, daß der

große Gewinn ebenso schnellwieder»verlorengehen könne, wie er

erzielt worden ist. Denn man ist sich dessen bewußt,daß Polen



alle seine Errungenschaften nicht der eigenen Kraft, noch einer

dauerhaften Festigung der Grundsätzedes Rechtes und der Ge-

rechtigkeit aus der Welt verdankt, sondern einer kapriziösen
Konjunktur·«

So stellt sich das ,,Problem Ostpreußen«in polnischer Betrach-
tung! Keine logische geschichtlicheEntwicklung, keine Errungenschaften
aus eigener Kraft, keine dauerhaste Festigung der Grundsätzedes
Rechtes und dier Gerechtigkeit aus der Welt, sondern eine ,,kapriziöse
Konjunktur«. Hierdurch«wird tatsächlich das Problem
Ostpreußen schlagartrg beleuchtet. Es war tatsächlich
mehr als eine kapriziöseKonjunktur, welche dieses Problem schuf,
Polen Westpreußen,Posen und Oberschlesien gab und Ostpreußen
vom Mutterlande trennte, und es ergibt sich hierbei naturgemäß mit

Notwendigkeitdie Frage, ob ein Staat, dessen Bestand auf einer

solchen kapriösenKonjunktur gegründetist, in seinem Bestand und in

seinem Wohlergehen gesichert erscheinen kann. Diese Frage wird

jedoch einst die Geschichte beantworten. Heute steht lediglich fest-
um dennoch eine Analogie, einen Vergleich anzuwenden, —- daß
Preußen —- Deutschland seinen Ausstieg in keiner Phase seiner ge-
schichtlichen Entwicklung einer Konjunktur oder gar noch einer kapri-
ziösenKonjunktur verdankt hat, sondern aktiver, positiver Mitarbeit
an der Gestaltung der Ereignisse. Eig en e s Blut und Eisen schusen
seinerzeit die Größe Deutschlands

Es dürft-eaber durch die vorstehenden Ausführungen bereits zur
Genüge, wenn auch kurz, bewiesen sein, daß —- rein äußerlich be-

trachtet — das Problem Ostpreußenund seine Lösungursächlichzu-

sammenhängtmit dem sogenannten polnischen Problem. E s b e .-

darf keines besonderen Hinweises darauf, daß die

kapriziöse Konjunktur von heute, welcher Polen
seine Entstehung und Ostpreußen seine Abschnürung
vom Reiche verdankt, ersetzt werden kann morgen
durch eine gleiche Konjunktur, welche andere Ber-
h ä l t n i s s e s ch a ff t. Immerhin aber liegt in diesen ein Problem,
welches einst gelöst werden muß, und erfreulicherweise hat nicht nur
im Reiche, sondern auch im Ausland diese Erkenntnis immer mehr
an Boden gewonnen-»Der «de u t sche n Erörterung über dasselbe
ist jedoch vorauszuschickenmit aller Entschiedenheit, d a ß e s ei n

Problem bezuglrch »der politischen Zugehörigkeit
Ostpreuszens zum Reiche nicht gibt. Diese Frage ist, wenn

sie überhaupt jemals zur Erorterung stand, schon seit Jahrhunderten
gelöst und ihre Entrollung erfolgte neuerdings erst g e w a l t s a m

und ohne Befolgung der Grundsätze des Rechtes und

der Gerechtigkeit in der Welt durch den Bersailler
F r i e die n s v e r t r a g. Nach deutscher Auffassung ist sie aber auch
unmittelbar nach ihrer neuesten Ausrollung durch die Bolksabstiw
mung des Jahres 1920 sofort wieder,«und zwar für immer beseitigt
worden« Wenn bei uns daher»von einem Problem Ostpreußen ge-

sprochen wird, so kann das lediglich die Bedeutung haben, daß dar-
unter verstanden werden die Verhältnisse, wie sie das eine Wort
,,Korridor« andeutet. .



Hierin liegt das äußerlicheProblem Oftpreußens, wie es die
rein äußerlicheBetrachtung der Karte ergibt. Es kann daher
auch die Lösung des Problems Ostpreußen in dieser
äußerlichen Beziehung nur in der Beseitigung des
Korridors liegen. Darüber kann kein Zweifel bestehen und
gleichwohl kommen wir mit dieser Erkenntnis einer tatsächlichenund
der Provinz nützendenLösung des Problems Ostpreußenkeinen
Schritt weiter. Sie ist gewiß einfach und radikal, und wir können
und dürfen keinen Zweifel darüber hegen, daß sie einst vorgenommen
werden wird. Sie ist aber nicht in unsere Hand gegeben und des-·
wegen kann eine solcheLösungauch heute nicht zur Erörterung stehen.
Es kann sich vielmehr, wenn heute von dem Problem
Ostpreußen gesprochen wird, nur handeln um jenen
Fragenkomplex, welcher die schnellste und möglichst
sofortige Beseitigung bzw. Paralysierung der sich
für Ostpreuszen aus der Schaffung des Korridors er-

gebenden nachteiligen wirtschaftlichemFolgen ent-

h ä l t. Dies e s Problem, welches ich die innere Seite des Problems
Ostpreußen nennen möchte,ist das z. Zt. wichtigste die gründliche
und sofortige Beseitigung bzw. Paralysierung der
Nachteile, welche sich für Ostpreußen aus der Bil-
dung des Korridorsergeben Und zwar ist diese sofortige
Beseitigung bzw. Paralysierung der erwähntenNachteile aus dem
sehr einfachen Grunde gerade für uns Ostpreußen,aber nicht weniger
auch für das Reich so ungeheuer wichtig,weil die längere«Wir-
kung der sich aus dser Schaffung des Korridors für
Ostpreußen ergebenden wirtschaftlichen Folgen eine
andere,der Beseitigung des Korridors entsprechende
ebenso radikale Lösung des Problems Ostpreußen
im Gefolge haben könnte-,—nämlich den Untergang der
deutschen Provinz Ostpreußen.

Das ist die zweite ebenso radikale äußerlicheLösungdes Pro-
blems, wie sie naturgemäßvon der Gegenseitegewünschtwird, und
deswegen kann tatsächlichfür uns die richtige Lösung des
Problems Ostpreuszen z. Zt., wie erwähnt, nur darin
liegen, daß jener anderen von der Gegenseite ge-
wünschten radikalen Lösung, d. h. der langsamen·«,
aber sicheren Verelendung der Provinz mit allen
Mitteln entgegengewirkt wird, Mit Erfolg wird aber
eine solche Gegenwirkung von uns nur vorgenommen werdenkönnen,
wenn die wirtschaftlichen Folgen der Schaffung des Korridors und
ihre Dauerwirkung von uns klar erkannt werden.

Wie steht es aber mit dieserErkenntnis?»Sind»tatsächlichdie
wirtschaftlichen Folgen der Schaffung des Korridors fur die Provinz
Ostpreußen,sei es von uns selbst, sei es von unserenStainmesbrüdern
im Reiche, in ihrer ganzen Bedeutsamkeit und in ihrem ganzen Um-«
fange erkannt worden? Sch möchte doch von mir aus diese Frage
verneinen, und hierbei zunächstBezug nehmen auf die Gedanken-
losigkeit, mit der wir uns daran gewöhnt haben, das Wort ,,Korridor'7
zu gebrauchen. Können wir mit Recht das Gebilde, das zwischen uns
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und dem Reiche liegt, als Korridor bezeichnen? Jch glaube das nicht-;
denn während es sich bei einem Korridor um einen Begriff handelt,
der etwas verbindet, ist das, was zwischenuns und dem Reiche liegt,
etwas entschiedenTrennendes Wir können diesen sogenannten Korri.-"
dor nicht betreten. Wir durchfahren das Gebiet, das man sich-ge-

wöhnt hat, durchaus fälschlicherweise,als Korridor zu bezeichnen-,
in verschlossenen Wagen, gewissermaßenals Gefangene in unseren
eigenen Zügen, und wenn wir uns auch mit der Zeit an diesen un-

glaublichen Zustand gewohnt haben, so ist er doch so etwas Außer-
gewöhnliches,daß es sich geradeauch dem Auslande gegenüber iii

jeder Beziehung verlohnt, immer wieder auf ihn, der seineså
gleichen in der Geschichte der Völker nicht hat,.hin-
zuweisen. Es ist also kein Korridor, der zwischen uns und
dein Reiche liegt, denn wir können ihn nicht betreten. Er veer

bindet nicht etwas "Getrenntes, sondern er trennt
etwas V er b u n d e ne s. Was zwischenuns und deni Reiche liegt-i
ist —- und ich fürchte,daß es auch von uns Ostpreußenvielfach wenig
erkannt ist — etwas so absolut wirtschaftlich Tr.ennendes, daß es

weit ungünstiger wirkt, wie ein Meer. -

Wäre das

Korridorgebiet ein Meer, so wäre das in wirtschaft-
licher Beziehung für uns in unendlichem Maße viel

günstiger, wie der jetzige Zustand. Sie können sich denken-,
daß die Westgrenze Ostpreußens anstoßend an ein Meer der wirt-

fchaftlichen Entwicklung der Provinz eine Menge schwerwiegender
wirtschaftlicher Anregungen bieten würde. Man hat jedoch nicht ein
Meer zwischen uns und das Reich gelegt, sondern ein Gebiet, das

zur Zeit für die Provinz Ostpreuszen auch nicht die geringste wirtk
schaftliche Bedeutung hat, ein Gebiet, das in wirtschaftlicher
ziehung völlig tot ist. Jnsofern wirkt diesesGebiet nicht wie ein
Meer, sondern wie eine Wüste. Ueber sie führt keine Brücke, von
welcher doch immerhin ein Abstieg zu beiden Seiten möglichwäre-,
über sie führt lediglich ein zu beiden Seiten nur für- uns verg-

gitterter Weg, welcher jederzeit beim Eintreten von Verwicklungen
irgendwelcher Art von der Gegenseite gesperrt werden kann. D a ri n
liegt gerade die ungeheure, m. E. noch nicht in ihreni
ganzen Ausmaße erkannte Tragik in wirtschaftlicher
und weiterer Beziehung für die Provinz Ostpreußen.
Keine ander-e P»rovi·nzdes Reiches, auch nicht Ober;

schlesien, hat ahnliche Verhältnisse aufzuweisenä
Alle übrigen deutschenProvinzensind fest verbunden mit dem Reiche
und auch für Oberschlesienbesteht auf seiner einen Seite eine Vers
bindung. Dagegen liegt Ostpreußenvöllig abgetrennt von dem
Mutterlande, rings umgeben von zum Teil wirtschaftlich völlig toten

Rachbargebieten.
» »

Die ganze Bedeutsamkeit dieser Tatsachein wirtschaftlicher·Be-
ziehung und der ganze ungeheure Nachteil dieser Verhältnisse für
unsere Provinz tritt besonders,deutlichzutage, wenn wir uns ver-

gegenwärtigen,was dieses zwischen uns und dem Reiche liegende
Gebiet fruher gerade für Ostpreußenbedeutete. W as wir fä ls ch -

lich als ,,Korridor" bezeichnen, ist kein schmales und

auch nur annähernd korridorähnliches Gebiet, son-
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dern es handelt sich in Wahrheit um zwei ehemals
blühende deutsche Provinzen, welche wir abgetreten
haben und mit denen Ostpreußen seit sehr vielen
Jahren durch die engsten wirtschaftlichen und kul-
turellen Bande verbunden war. Diese Bande sind durch
den übergang dieser Gebiete in polnische Hand völlig unvermittelt
zerrissen, und-«für die Provinz Ostpreußen sind so unmittelbar vor

ihren Toren liegende, besonders wichtige Absatz-sund Bezugsgebiete
mit den Provinzen Westpreußenund Posen verloren gegangen. Die
Wirkung dieses Verlustes aufdie ostpreußische Wirt-
fchaft schildern heißt, Ihnen diie heutige allgemeine
Wirtschaftslage der Provinz mit aller Deutlichkeit
vor Augen führen. Wenn gesagt wird, eine solche umsassende
Schilderung der heutigen WirtschaftslageQstpreußensin der öffent-
lichkeit hat bisher zu wünschenübriggelassen, so muß demgegenüber
mit aller Offenheit darauf hingewiesen werden, daß bedauer-
licherweise die Verhältnisse bereits so weit gediehen
sind, daß die Wirtschaft der Provinz Ostpreußen von

einer wahrheitsgetreuen Schilderung ihrer gegen-
wärtigen Lage in der öffentlichkeit eine Schädigung
namentlich auf dein Gebiete des Kredites befürchten
muß, ganz abgesehen von gewissen politischen Rück-

wirkungen auf den unzuverlässigen polnischen Nach-
barn.- Ich glaube nicht, daß etwas erschütternderwirken kann, wie
diese Erkenntnis-. -

Naturgemäß hat der Verlust der nahegelegenen westpreußischen
und posenschen Absatzgebiete, der Verlust des Memelgebiets und die
bewußte Abschnürung von dem russischen Nachbarn überhaupt eine
völlige Verschiebung der Grundlagen der ostpreußis
schen Wirts chaft herbeigeführtSnsbesondere ist Ostpreußen
seither belastet mit einem jährlich ungeheuren Frachtentribut, der sich
naturgemäß um so nachteiligerauswirken muß, weil sich die Ent-
wicklung der ostpreußischenWirtschaft nunmehrimgroßen und ganzen
«an dem so sehr beschranktenostpreußischenWirtschaftsgebiete selbst
vollziehen muß.

Des weiteren aber ist OstpreußensWirtschaft belastet mit der

Unsicherheit des Warenbezuges und Versandes nach und von Ost-
vreußen. Wenn auch der Friedensvertrag Polen eine ungebinderte
Durchfuhr deutscher Waren durch das Korridorgebietvorschreibt,
so ist doch hiervon ausgenommen Kriegsmaterial, und wir wissen aus

den Erfahrungen des Krieges, daß nahezu alles heute als Kriegs-
material betrachtet und behandelt werden kann. Nichtnur Kohlen,
Zement und sonstige Baustoffe, sondern auch Getreide,Nahrungs-
mittel und Bekleidungsstückekönnen von Polen »imFalle kriegerischer
Verwicklung als Kriegsmaterial betrachtet und im Korridor beschlag-
nahmt werden.

Es bedarf keiner besonderen Erwähnung, daßdiese Unsicherheit
des Warenbezuges und -versandes die ostpreußischeWirtschaft stark
belastet. Jm Zusammenhange mit der »unteugbarenUmklammerung
Qstpreußens durch einen wenig zuverlassigen und unberechenbaren

8



Nachbarn ist leider auch heute noch im Reiche der Gedanke, daß es

sich bei Ostpreußenum politisch start gefährdetesGebiet handele, weit
verbreitet. Die Nückwirkunginsbesondere auf den Kredit ergibt sich
von selbst. Sie werden nachher hören, in welchem Umsange gerade
die für die Provinz Ostpreußen gegebenen, besonders nachteiligen
Kreditverhältnisseinsbesonderezu der fortschreitenden Verschuldung
der ostpreußischenWirtschaft beigetragen haben. D as F o rt-

schreiten dieser Verschuldung ergibt sich bei allen

ostpreußifchen Wirtschaftszweigen, wie insbeson-
dere bei der Landwirtschaft und bei der Industrie in
einem Maße, wie es in anderen Provinzen des Nei-

ches nicht beobachtet werden konnte. So hat auch gerade
die letzte Neichsbankdiskonterhöhungnaturgemäßaus die an sich schon
geschwächte«ostpreußischeWirtschaft eine ganz andere Auswirkung;
wie im übrigen Reiche.

,

.

Man könnte einwenden, daß der in Aussicht stehende Abschluß
des Handelsvertragesmit Polen geeignet ist, eine Änderung der
heutigen Verhältnisse herbeizuführen. Do ch fürchte ich , d aß
sich gerade auch in den Bestimmungen eines küns-
tigen deutsch-polnisch’en Handelsvertrages die ganze
Tragik des ostpreußischen Schicksals offenbaren kann.
Die stark aufstrebende Industrie der früheren deutschen Provinz West-
preußen ist nach ihrem «leergangein polnische and nicht mehr in
der Lage, dem ostpreußischenAbsatzdie gleiche nregung zu geben,
wie früher. «Dagegen besteht die ungeheure Gefahr, daß gerade jene
Erzeugnisse, auf deren Absatz Ostpreußenmehr oder weniger an-

gewiesen ist, Getreide, Holz und Vieh, polnischerseits aus dem Wege
über einen deutsch-polnischenHandelsvertrag nach Deutschland zur
Einsuhr gelangen werden.

Eine Betrachtung aller dieser Verhältnisse ergibt eine erkenn-
bare fortschreitende Verkümmerung unserer ostpreußi-
schen Wirtschaft. Sie tritt bei allen Wirtschaftszweigen mehr
oder weniger in die Erscheinung und äußert sich nicht nur in einer
deutlich wahrnehmbaren Lähmung des Unternehmertums, sondern
ganz allein allgemein auch in einer Verkürzung des Aktionsradius der
einzelnen Wirtschaftszweige.So ergibt sich insbesondere aus den
für die ostpreußischeL an dwirts chast getroffenen Feststellungen
ein ständig fühlbar-ern Ubergang von der intensiven
zur extensiven Wirtschaft, ein gefahrdrohender Rückgang
der Rentabilität, der »sichin der allernächstenZeit zweifellos

sehr ZielelandwirtschaftlicheBetriebe zu einer Katastrophe aus-

o en mu .

»

Jn der Industrie haben die für Ostpreuszen gegebenen Ver-
hältnisse eine so erhebliche Verschlechterungdier Wirtschaftslage ge-
geben, daß auch hier Anlaß zu der größtenBesorgnisgegeben ist.
Jn allen Zweigender ostpreuszijchenIndustrie ist ein verhältnismäßig
starkerRuckgangder Beschäftigungzu verzeichnen. Jn der Säge-

wertsindustriekonntetrog
der Verarbeitung bodenständigenMaterials

auch nicht annähernd ie Beschäftigung der Vortriegszeit erreicht
werden. Die Verringerung des Einschlages ostpreußischerForsten
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hat die ostpreußischeSägewerksindustrie vor die Notwendigkeit der
Einfuhr polnischen Rundholzes und ihre Entwicklung hiermit mehr
oder weniger auf die Grundlage des Zufalles gestellt. —

Die ostpreußifcheLandmaschinenindiistrie leidet unter den un-

günstigen Verhältnissen, wie fie bei der Landwirtschaft bedauerlichersEs
weise festgestellt werden müssen,und wenn auch in der Ziegelindustrie
die diesjährige Beschäftigung wegen der Belebung der Bautätigkeit
in diesem Jahre etwas größer gewiesenist, so ist auch hier die Be-

fchästigunggegenüber dem Frieden in ganz erheblichem Maße ge-
ringer. .

Alle Industriezweige aber fehen mit Schrecken der kommenden
Abnutzung ihrer Werke entgegen und der vorliegenden Unmöglichkeit,
eine Erneuerung der Maschinen ufw.«vorzunehmen.

So ist die giesamte ostpreußischeWirtschaft vor Fragen gestellt,
die für ihren Bestand von entscheidender Bedeutung sind. Dabei
wird es sich aber weiter nicht nur um den Bestand der ost-
preußifchen Wirtschaft, sondern auch um den Bestand
der Provinz selbst handeln müssen. Es kann keinem
Zweifel unterliegen, daß die Wirtschaft der Provinz das

Rückgrat bildet für ihre Zusammengehörigkeit mit
dem Reiche. Wird das wirtschaftliche Rückgrat Ostpreußens ge-

brochen, so wird damit auch ihre politischeWiderstandsfähigkeitbe-

seitigt. Es hieße,unsere Pflicht in gröblichemMaße verletzen, wenn

wir nicht in dieser Situation den Staat immer wieder und bei jeder
sich bietender Gelegenheit auf die Notwendigkeit hinwiesen, Maß-·-
nahmen zu treffen, welche geeignet sind, die Wirtschaft und damit

auch die politische WiderstandsfähigkeitQstpreußienszu stärken. Es

sollte überdies allen Kennern der Verhältnisse und allen denen, die
es angeht, nicht verborgen geblieben sein, daß eine Selbsthilfe der

Provinz, zumal nach den Stürmen der Jnflation, mit allen ihren
Kapitalverlusten und nach der vdlligenUmwälzungaller Daseins-
vorausseizungen für die ostpreußischeWirtschaft ausgeschlossen er-

scheinen muß. Der weiter fortgesetzte Versuch einer

solchen Selbsthilfe muß die Provinz langsam, aber

sicher jener zweiten von mir erwähnten radikalen

Lösung des Problems Ostpreußen entgegenführen
und Reich Und Staat, insbesondere aber ,uns, rest-
los um die Früchte der ost- und westpreußisfchenAb-

stimmung bringen. Ostpreußen will teilnehmen nicht nur an
«

der wirtschaftlichen Entwicklung des Reiches, sondern auchwenig-
stiens einigermaßen Schritt halten mit derselben. »EinWieder-
aufstieg Deutschlands darf keinen Schatten werfenauf einen Teil des
Reiches und die Entwicklung dieser Provinz darf sichnicht im Schatten
vollziehen. Wenn in einer Provinz der unverwüstlicheGlaube an

deutsche Bestimmung und an den WiederausstiegDeutschlands vor-

banden ist, so ist das in Ostpreußender Fall, und ich glaube allerdings,
daß dieses Vertrauen Ostpreußensdurch ein wenigstens gleiches Ver-
trauen des Reiches erwidert werden muß. Demgegenüberhaben wir
mit Bedauern feststellen müssen,dasz aus dem Ostpreußenprogramm
gewordenist ein Ostprogramm und aus dem Ostprogramm ein Grenz-
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programm. Auf der einen Seite konnt-en von unserer Provinz die
unverkennbaren Bestrebungen des Reiches und des Staates, Ost-
preußen zu helfen, mit besonderem Dank begrüßt werden. Auf der
anderen Seite ergab sich aber für Ostpreußen die bedauerliche Be-
trachtung, daß andere Provinzen von Reich und Staat
die gleichen Maßnahmen forderten, wie sie für Ost-
preußen vorgesehen waren. Sogar Bayern und Sachsen
wollten teilnehmen an der gleichenFürsorge des-Reiches für Ost-
preußen, obwohl, wie nochmalsmit allem Rachdruck festzustellen ist,
für keine andere Provinzdes Reiches die gleichen ungünstigenVer-
hältnisse gegeben sind, wie gerade für Ostpreußen. Mit besonderer
Freude konnten wir daher die in letzter Zeit erfolgte Kundgebung des
Westens gegenüberOstpreußenbegrüßen,und wir können nur hoffen,
daß auch in den anderen Teilen des Reiches die Erkenntnis von der
Notwendigkeit einer alsbaldigen und besonderen Fürsorge des Reiches
bzw. des Staates für thpreußen wächst.Mögen Einsicht und staats-
männischeKlugheit bald den Weg der Tat finden, der den ostpreußis
schen Forderungen gerecht wird. Die Erhebung dieser Forderungen
durch Ostpreußenhat nichts zu tun mit dem in der heutigen Zeit so
beliebten und immer etwas anrüchigenRufe nach Staatshilfe. Mit
Bezug auf die Provinz Ostpreußen ergibt sich vielmehr die klare und
einfache Erwägung, daß jeder Pfennig, der in diese Provinz auf lange
Sieht gesteckt wird, reichlich Zinsen und Zinseszinsen tragen wird,
während jedes Zögern mit baldigen und wirklich einschneidenden
Maßnahmen seinst zu der Aufmachung einer Verlustbilanz führen
muß. Reich und Staat wollen wir daher auch heute entgegenrufen
die Worte Spenglers:

,,Rur Tatkraft besiegt das Geschick,
Bei Gleichmut schreitet es über uns sort.«
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ostpreußensverhältniszu den Unrhliqrstaqtem
Von

Syndikus Dr. K r a n tz , Tilsit.

Die vorgeschobene Lage Ostpreiißensbringt es mit sich, daß die
Entfaltung der wirtschaftlichen Krafte der Provinz stets wesentlich
von der Gestaltung der Beziehun en zu dem oder den östlichenRach-
barn abhängt. Vor dem Kriege tanden wir in regen wirtschaftlichen
Beziehungen mit Rußland, bezogen von ihm wichtige Rohstoffe und

hatten regen Absatz dorthin. Jn den bafltischenProvinzen war eine

starke deutschstämmigeOberschicht ansässig,die auch unter russischer
Herrschaft deutsche Kultur pflegen und sich wirtschaftlich rege be-

tätigen konnte. Es ist uns deshalb nie in den Sinn gekommen, den

Krieg mit Rußland herbeizuwünschenum irgend welcher wirtschaft-
licher Ziele wegen.

Der Ausgang des Krieges hatte eine riickläufigeVölkerwandes
rung zur Folge. Sn nunmehr fast zehn Jahren hat das deutsche Volk,
hat deutsche Art und Kultur gewaltige Gebiete unter dem wang der

Verhältnisse räumen müssen. Welle auf Welle ist zurückgelutet, und

gerade in diesen Monaten endet abermals ein Abschnitt dieser Epoche.
Die rückläufigeBewegung begann mit der Räumung des Baltikums.

Richt nur die deutschenVerwaltungenund deutschenTruppeiysondern
auch große Teile der Jahrhunderte hindurchdort ansässigendeutschen
Bevölkerung verließen ihre alte Heimat und suchten in Ostpreußen
oder im übrigen Deutschen Reich eine Zufluchtsstätte.Viele wandten
sich nach dem Memelgebiet. Aber auch dieses kerndeutsche Gebiet

ging im Frühjahr 1923 an Litauen verloren. Deutsches Beamtentuin
wurde alsbald dort planmäßig verdrängt und durch fremdstaminige
großlitauischeLeute ersetzt. Die deutscheBevölkerung wurde in's-ahnte
zu Litauern gestempelt. Wer sich seine deutsche Staatsangehorigteit
erhalten wollte, konnte zwar für Deutschlandoptieren, mußteJedoch
der Heimat Lebewohl sagen. In vier Monaten, am 31. Marz 1928,
läuft die Frist ab, bis zu welcher die letzten Optaiiten das Memels

gebiet verlassen haben müssen.
Gleichzeitig aber brach fremdes, slawisches Volk von Südosten

her in deutsches Land ein. Posen und Westpreußen,1a, selbst ein
Stück von Ostpreußen— Soldau — wurde polnischesHoheitsgebiei.
Die Tatsache des staatsrechtlichen Verlustesdieser Gebiete war sur
Ostpreuszen natürlich von katastrophaler Wirkung. Sie wäre aber
vielleicht noch eher erträglichgewesen, wenn nicht Polen sich gleich-
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falls in zielbewußterund rücksichtsloserWeise die Verdrängung der

deutschen Bevölkerung und die Polonisierung der Gebiete zum Ziel
gesetzthätte. So brandete die polnischeWelle plötzlichüber deutsches
Gebiet bis an die Ostsee und machte aus Ostpreußen eine deutsche
Snsel inmitten fremdenVolkes. Und Polen machte kein Hehl daraus,
daß es Ostpreußengleichfallsentdeutschen und sicheinverleiben wolle.

Dazu hat es sich das Ziel gesetzt, unsere abgeschnürteHeimatprovinz
zunächstwirtschaftlichzu erdrosseln. Wir wissen und danken es der

Regierung, daß sie diesem Vorgang in erhöhtemMaße ihre Auf-
merksamkeit zuwendet und Gegenmaßnahmennach ihren Kräften zu

treffen bereit ist. Das ist aber auch unbedingt erforderlich.
Wenn es nun auch äußerlichvielleicht zunächstzu einer gewissen

Konsolidierung der Verhältnisse kommt, so vollzieht sich unmerklich
und ohne Veränderung der politischen Grenzen nämlich noch ein
weiterer Vorgang auf dem Gebiete der Völkerbewegung. Das ist die

. freiwillige Abwanderung deutscher Elemente aus Ostpreußen nach
dem Deutschen Reiche. Die Gründe hierfür sind wohl vor allem in
den besseren Lebensbedingungen zu suchen, die die mittel- und west-
deutschen Gebiete zu bieten vermögen, wie beispielsweise höhere
Löhne, größere VerdienstmöglichkeitemAnregungen usw. Auch der

Zug vom Lande in die Stadt spielt dabei sicherlich eine Rolle. Man

muß rechnen, daß jährlich etwa 15 000 arbeitsfähige Personen aus

Ostpreußen abwandern. Das ist bei einem GeburtenüberschußOst-
preußens von 28 000 doch zweifellos eine beängstigendeZahl. Man
kann wohl annehmen, daß der Geburtenüberschußdurch die Ab-

wanderung so gut wie aufgehoben wird. Daß Ostpreußendabei dem

deutschen Vaterlande wertvollstes, zumeist junges und gut vorgebildetes
Menschenmaterial liefert und schon um dessentwillen Anspruch auf
Gegenleistungen des übrigenDeutschen Reiches erheben dars, sei hier
nur nebenbei erwähnt-

Diese Abwanderung ist um so bedenklicher, als Ostpreußen an

Staaten grenzt, die sich eines ständigen erheblichen Geburtenüber-
schusses erfreuen. Wenn Ostpreußen selbst auch noch einen gewissen
Geburtenüberschußaufweist, so wird eine Zunahme der deutschen Ve-

völkerung durch die Abwanderung doch in Frage gestellt. Dabei ist
weiter zu bedenken»daß Ostpreußens Bevölkerungsdichte bei-

spielsweise hinter derjenigenPolens schon jetzt nicht unerheblich
zurücksteht.Kommen-dochin «Ostpreußennur 61 Einwohner auf den

Quadratlilometer, wahrend in Polen deren 70 darauf entfallen.
Litauen allerdings zählt nur 38, wenn man das Memelgebiet nicht
berücksichtigttlnd bei dem Vergleiche mit Polen ist auch zu Gunsten
Ostpreußens zu beachten, daß die Struktur Ostpreußens gesünderist,
denndie Verteilung innerhalb Ostpreußensist gleichmäßiger,während
in Polen»das flache Land bevolkerungsarm ist, die Bevölkerung sich
dagegenin Großstädteneng zusammenballtImmerhin offenbart sich
auch in diesen Zahlen der polnische Expansionsdrangund daß der

Pole gerade nachdeutschem Gebiet schielt, kann nicht weiter wunder-
nehmen, da er jetzt, nachdem er Posen und Westpreußen verschluckt

Pathwohltakitibesten zu beurteilen versteht, was altes deutsches Kultur-
an wer i .
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«Wennich mich nun der Frage zuwende, was deutscherseits zu

tun ist, um den daraus drohenden Gefahren zu begegnen, so muß
ich mir hierbei eine gewisse Beschränkungauferlegen, da ich nur für
den Grenzkammerverband spreche. Immerhin, wenn das getan wird,
was der ganzen ostpreußischenWirtschaft frommt und dienlich ist,
so wird das auch den Wünschen unseres Berbandes und den Inter-
essen der von uns vertretenen Berufskreise entsprechen. Gewiß ist
die Landwirtschaftder wichtigste Faktor im wirtschaftlichen Leben Ost-
preußens. Auch sie ist aber in der Fähigkeit,deutsche Elemente auf-
zunehmen und zu beschäftigen,nicht unbegrenzt, zumal Ostpreußen
durchaus nicht das Land des Großgrundbesitzesist, für das es im
allgemeinen gehalten wird· Dagegen bieten Handel und Industrie
noch Entwicklungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten,namentlich bei
einer Erweiterung der Gefchäftsbeziehungennach dem Osten. Daher
ist eskhwgchtigauch diesen Erwerbszweigen zu helfen und ihre Existenz
zu u en.

Wir sind deshalb interessiert nicht nur an geregelten Beziehungen
zu unseren unmittelbaren Nachbarn Litauen und Polen, sondern auch
zu den anderen Randstaaten und zu Nußland. Was diese anbetrifft,
so will ich mich jedoch aus die allgemeine Bemerkungbeschränken,daß
der europäischeOsten seit seiner Balkanisierung nicht fähig ist, sich
am Welthandel maßgebendzu beteiligen und mit geschlossenenWirt-

schaftsgebieten, wie Amerika, Groß-Britannien und seinem Kolonial-
reich und den anderen Weltreichen in Wettbewerb zu treten. Darunter
leidet naturgemäß Ostpreußen am meisten von den deutschen Ge-
bieten. Das war ja auch der Zweck der Bildung der Nandstaaten.
Sie sollten uns von Rußland trennen; sie sollten hindern, daß wir
mit ihm ein großes geschlossenes Wirtschaftsgebiet bildeten. Diese
Hindernisse, die durch die zahlreichen politischen und Zollgrenzem die

verschiedenen Wirtschafts- und Währungsfysteme bereitet werden,
müssen wieder beseitigt werden. Es ist unser Unglück,daß all den
Staaten, die zum Teil nur als Zwergstaaten anzusprechen sind-
Hoheitsrechte, wie Münz-, Zoll-, Steuerhoheitzustehen, die heute
nur noch solchen Staaten zukommensollten, die Weltpolitik treiben
können. Auch ist damit ein ständigerBrandherd geschaffen. Litauen
befindet sich in Kriegszustand mit Polen, es gärt hier wie dort, es

gärt in Lettland. Wenn nun die Hindernisse nicht radikal beseitigt
werden können, so müssensie durch Verständigung auf ein Mindest-,
maß beschränktund so wenig wie möglich fühlbar gemachtwerden.
Kann man die Grenzen nicht aufheben, so kann»mansie dochmehr
oder weniger ,,uninteressant«machen. Deshalb sind auch wir an der
Frage, ob, um ein Beispiel zu nehmen, zwischenEstland und Lett-

land eine Zollunion zustande kommt, interessiert.Daher geht unsere
dringende Forderung an die Regierung dahin, daß sie das Jhre dazu
tun möge, um den Weg nach dem Osten frei zu machen. Wir wissen
wohl, daß»derWeg steil und mit Konserenzen und Kompromissen
gepflastertist. Er muß aber gegangen werden. Natürlichverlangen
wir nicht eine Verständigungmit den einzelnen Staaten um jeden
Preis.

,

Damit würdehäufig das Gegenteilserreicht werden. Für
und wider ·mußin jedem Falle genau abgewogen werden. Die
Hauptsache ist aber, daß das Ziel nicht vergessen wird. Leider scheint
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es manchmal, als ob das der Fall sei; so namentlich, wenn iiber ein-
zelne Gebiete und Sonderfragen von den beteiligten Verwaltungen
allein und selbständigverhandelt wird.

Was nun unser Verhältnis zu Polen und Litauen anbetrifft,
so will ich mich hier auch nicht in Einzelheiten verlieren. Unser Ver-
hältnis zu Polen ist von«Professor Beckmann, Bonn, bekanntlich
treffend dahin charakterisiert»worden: ,,Ostpreußen oder Polen.«
Man kann es auch so ausdrücken: ,,Polen ist näher an Berlinals
Ostpreußen.« Gerade Polen gegenüber kommt es daher nicht daran
an, um jeden Preis zu einem Abkomnien zu gelangen. Lebensinter-
essen unserer Provinz müssenunbedingt dabei gewahrt bleiben. Ins-

besondere diirsen durch die Einfuhr von Getreide, Kartoffeln und

Schweinen aus Polen nicht Lebensinteressen unserer Landwirtschaft,
durch die Cinfuhr von Schnittmaterial nicht Lebensinteressen unserer
Sägewerksindustrieverletzt werden. Polnische Anmaßungen, wie die

Drohung, die Ausfuhr von Nundholz weiter zu erschweren oderüber-.
haupt zu verbieten, sind dabei nicht zu ernst zu nehmen. Die Ne-

gierung wird auch gut tun, sich nachdriicklichsrdagegenzu verwahren,
daß sie zu Verhandlungen und Zugeständnissenetwa deshalb bereit

sei, weil sie unter dem Druck der polnischen Maximalzollverordnung
stehe, die voni 26. Dezember ab eine Erhöhung der polnischen Ein-
fuhrzölle vorsieht, wenn bis dahin kein Handelsvertrag zustande ge-
kommen sein sollte. Sollte Polen sich etwa diesem Glauben hin-.
geben, so wäre es richtiger, Gegenmaßnahmen zu treffen, als den
Weg der Verhandlungen zu beschreiten. Polen hat großes Inter-
esse am Abschluß eines Handelsvertrages Seine Wirtschaftslage
charakterisiert sich dahin: Teuerung, starke Arbeitslosigkeit, ständige
Zunahme der arbeitsuchenden Bevölkerung,Abhängigkeitder Kredit-

verhältnisseund Kreditwiirdigkeiten von dem Abschlußeines Handels-
vertrages mit Deutschland. Trotz des Zollkrieges betrug der Anteil
des Deutschen Reiches an der Einsuhr von Polen und Danzig ini

Jahre 1926: 23,7 70, an der Ausfuhr 25,4 Jä. Was spielt dagegen
Polen im Wirtschaftsleben Deutschlands fiir eine Rolle? Es war

mit 2,8 A- an der Gesamteinfuhr und mit 2,0 70 an der Gesamtaus-
fuhr Deutschlands im Jahre 1926 beteiligt. Danach ist unser deut-

sches Interesse am AbschlußeinesHandelsvertragesein Zehntel des
polnischem Aber es ist dabei zu erwagen, nicht so sehr, was das

deutsche, sondern was das ostpreußischeInteresse erfordert. Denn
das ist hier letzten Endes das wahre Interesse des Deutschtums.

Immer ist zu bedenken, daß Polen die ausgesprochene Absicht
verfolgt, Ostpreußen wirtschaftlichlahm zu legen. Deshalb ist es

bemiiht, den Verkehr im Korxidorgebietaus der Richtung von Osten
nach Westen in die Nord-Sud-Richtungzu lenken. Deshalb ist es

bestrebt, auch die letzten Beziehungen Ostpreußens zum Korridor-

gebiet zu unterbinden und die alte Kulturgemeinschaft zu zerreißen.
Nur deshalb verweigert und verteuert es den im Korridorgebiet
wohnenden Deutschen den Besuch Deutschlands. Es arbeitet mit

vielen, auch kleinen Mitteln, die jedoch in ihrer Gesamtheit fiir Ost-«
preußen etwas ausmachen. Hier heißt es, über der Kleinarbeit nicht
zu verzagen. Viele kleine Dinge macheneinGroßes. Um das Deutsch-
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tuzngeht es,«wennostpreuszischeInteressen verfochten werden müssen.
Hierzu darf ich auf folgendes hinweisen:

1. Polen hat bis heute noch nicht den Fernsprechverkehr von

Qstpreußennach dem Korridorgebiet freigegeben, obwohl Leitungen,
- jedenfalls doch die Bahnleitungen vorhanden sind, und obwohl Fern-

sprechverbindungenzwischendem Korridor und zahlreichen Ortschaften
im ubrigen Deutschen Reiche längstbestehen. Zwar sollen neue Fern-
sprechleitungen im nächstenJahre gebaut werden. Aber diese sollen
nachWian und Bialvstok, nicht nach dem abgetretenen Gebiet führen.
Hier muß nachdrücklichstauf schleimige Aufnahme auch dieses Fern-
sprechverkehrs gedrungen und nötigenfalls der Bau von Leitungen
auch nach dein Korridor durchgesetztwerden. Es hat den Anschein,
als ob auch hier deshalb nichts erreicht worden ist, weil die Ver-
handlungen nicht einheitlich geführt worden sind-

2. Auch auf dem Gebiet des Cisenbahnwesens hat es den An-
schein, als ob die Vertretung unserer Interessen unter der Zersplitte-
rung der Verhandlungen leidet. Sn dem Pariser Cisenbahnabkommen
von 1921 sehen weite Kreise eine wesentliche Verschlechterung der

Bestimmungen über den Korridorverkehr gegenüber den Zusiche-
rungen des Friedensvertrages, und sie verstehen nicht, wie die Bahn-
verwaltung der Bedingung zustimmen konnte, daß die Züge zu 60 73
besetzt sein müßten. Soweit wir unterrichtet sind, wird übrigens auch
jetzt beispielsweise von der Reichsbahndirektion Königsberg und der

Reichsbahndirektion Breslau je gesondert mit Polen verhandelt.·
( Sn welcher Weise Polen bemühtist, Ostpreuszen Abbruch zu tun,
dafür zeugt auch seine Absicht, von der kürzlichin Zeitungen die Rede
war, eine Bahn parallel zur Südgrenze Ostpreuszens von Thorn
nach Ostpolen, und zwar nach Bielz, zu bauen, das an der Strecke

Bialystok—Brest-Litowsk liegt. Es soll dies eine Wettbewersbahn
sein gegen die Strecke Dirschau—Königsberg-Dünaburg.

3. Auf dem Gebiete der Schiffahrtist es nicht gelungen, Polen
zur Eröffnung des SchiffahrtswegesWeichsel und Brahe zu zwingen.
Es bleibt zu prüfen, ob hier nicht durch die Bereitwilligkeit der Bahn
zur Erstellung von Wettbewerbstarifen für die polnischenGüter wert-

volle Zugeständnissenutzlos fortgegeben sind, Der Binnenschiffahrts-
weg von Qstpreuszen nach dem Reiche ist praktisch auch noch nicht
wieder benutzbar geworden.

4. Der Flugverkehr ist gleichfalls bedauerlicherweisedurchein
besonderes Abkommen mit Polen geregelt. Dabei ist zwar polnischer-
seits das überfliegen des Korridors auf der StreckeBerlin-War-
schau zugestanden worden, jedochunter der Bedingung-daß dek Flug-
verkehr auf dieser Strecke von Polen betrieben wird. Die ostpreußi-
schenWunschenach überfliegendes Korridors auf der Strecke Berlin-—
Ostpreußen sind nicht erfüllt.

5. Auch die Grenzverhältnissezu Polen sind nicht überall be-

friedigend geregelt. Eine deutliche Beleuchtungerfährt das polnische
Bestreben »dadurch,daß Polen die Absicht kundgegeben hat, die
Weichselbrucke bei MarienwerdersMünsterwalde zu beseitigen oder
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zum mindesten die Zollstraße über diese Brücke zu schließen. Es ist
dies die einzige Brücke, die noch eine Verbindung zwischenOstpreußen
und Polen über die Weichsel herstellt. Der Eisenbahnverkehr nach
Schmentau hat schonnachder Abtretung des Gebiets und der Brücke
eingestellt werden müssen.Nun soll auch der lebhafte Kraftwagen-,
Fuhrwerk- und Fußgångerverkehrunterbunden werden. Dies muß
verhindert werden. Die Brücke hat auch große Bedeutung für den

Deichschutzund bildetbei Hochwasserdie einzige Verbindung für fünf
drüben gelegene Dorfer mit der Außenwelt. Das soll nur ein Bei-
spiel für den Zustand der Grenzverhältnissesein. Wir sind ja Polen
bei dem Abschluß»desLandarbeiterabkommens entgegengekommen·.
Wir können und mussen auch von Polen wenigstens ein Mindestmaß
von Einsicht in solchen Fragen erwarten.

überhauptsind dies insgesamt nur einige herausgegriffene Bei-
spiele, die»dieLage kennzeichnen sollen. Keineswegs soll dies etwa
eine erschopfende Aufzählung unserer Wünsche sein. Wir haben
jedenfallsden Eindruck, daß durch Sonderabkommenvorwiegend pol-
nischeWünscheerfüllt werden, wie z. B. auch jetzt durch das Land-.
arbeiterabkommen. Soeben verlautet, daßauch die Frage der polnischen
Schnittholzeinfuhr und des polnischen Verzichts auf die Erhöhung
des Nundholzzolls abgesondert verhandelt werden soll. Wir bitten,
zu erwägen, ob es hier nicht richtig wäre, die einheitliche Linie auf
das Ziel des insgesamt Erreichbaren wieder sicher zu stellen, und

zwar gerade auch um unserer ostpreußischenVerhältnissewillen.

Anschließendnoch einige Worte über Litauen. Unsere Verhand-
lungen mit diesem Lande sind anscheinend wieder einmal auf einem
toten Punkt. Wir wissen, daß politische Fragen im Vordergrund
stehen. Die Entscheidungin diesenmüssenwir den zuständigenStellen

überlassen. Wenn Litauen auch nicht so feindselig gegen Deutschland
eingestellt ist wie Polen, so werden doch unsere wirtschaftlichen Be-

ziehungen durch sein Verhalten gegenüberdem Deutschtum im Memel-

gebiet nachteilig beeinflußt. Auch ist der Wert aller Abmachungen
deshalb nur bedingt, weil Litauen sich häufig genug mit und ohne
Ausflüchte über sie hinwegsetzt und sich von ihnen lossagt. So ist
es mit dem Ausfuhrzoll auf Papierholz gegangen, den Litauen von

sich aus im Februar d. J. ohne weiteres verdoppelt hat, obwohl es

nach den unzweideutigen Bestimmungen des Handelsvertrages ver-

pflichtet war, hierüber vorher eine Verständigung mit der deutschen
Regierung zu erstreben. Den Grenzvertrag, den Litauen im Juli 1925

unterzeichnet hat, läßt es nur gelten, soweit er mit seinen inländischen
Gesetzen in Einklang steht, d. h. soweit er ihm paßt. Eine Ratifikation
hat der Sejm im Frühjahr d. J. unerwartet und endgültig abgelehnt;
Wir haben also jetzt nach fast fünf Jahren Nachbarschaft noch immer
keine vertraglich geregelten Zustände im Grenzverkehr. Wenn der

Verkehr auch nicht gerade ganz unterbundenist, so ist es doch immer
ein unerträglicher Zustand, täglich aufs neue von dem guten Willen
der anderen Partei abhängigzu sein.

Zu,alledem kommt der Konflikt Litauens mit Polen, unter dem
wir Tilsiter hier wohl am meisten leiden, da er die Sperre des Memels

«-"·szch-;;X3omszur Folge hat. Wenn also wir mit Litauen nicht in geordnete
«
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Verhältnisse kommen, wenn Litauen und Polen sich im Kriegszustand
miteinander befinden, so sind wir immer und immer wieder dabei die
Wrügelknaben Sch will hier nicht auf die Gründe eingehen, auch
nicht die Frage untersuchen, ob Deutschland vielleicht eine Verständi-
gung vermitteln, ob und wie überhaupthier Abhilfe geschaffenwerden
könnte. Mir liegt nur daran, die Tatsache festzustellen, daß wir die-
jenigen sind, die darunter bitter zu leiden haben. Deshalb muß uns,
wenn die Hindernisse nicht aus dem Wege geräumt werdenkönnen,
auf andere Weise geholfen werden. Sn politischer Hinsicht ist die
Regelung der Beziehungen zu Litauen wohl eine deutsche, in wirt-
schaftlicher eine ostpreußischeFrage.
"

Daß Litauen uns braucht, ergibt sichdaraus, daß aller Abneigung
zum Trotz Deutschland im ersten Halbsahr 1927 mit rund 55 70 an

der Cinfuhr Litauens beteiligt gewesen ist und 45 70 der litauischen
Ausfuhr aufgenommen hat. Daß wir unter diesen Umständen uns

nicht gerade allzuviel von Litauen bietenzu lassen brauchen, dürfte
danach wohl auf der Hand liegen. Fur Deutschland spielt Cin- und
Ausfuhr nach und aus Litauen überhaupt keine Rolle. 1926 betrug
die Cinfuhr aus Litauen nach Deutschland 0,2 70 der Gesamteinfuhr,

geAcihisfuhr0,3 7o; das fällt für Deutschland überhaupt nicht ins
ewi t.

’

. Auch hier gilt es, daß zu unterscheidenist, was das deutscheund
was das ostpreußischeInteresse verlangt. Wenn hier deutsche Inter-»
essen vorangestellt werden, somußOstpreußendafür schadlos gehalten
werden. Auf das »Wie« werden die anderen Vorträge eingehen.
Es kann geschehenz. B. für die Sperre des Memelstroms durch
Frachterleichterungen.

Indiefem Zusammenhange-und zum Schluß noch einige Wünsche-
die sich auf die eigentlichen Handelsverhältnissebeziehen· Soweit

Handelsbeziehungen zu dem östlichenAuslande Ietzt bestehen, sei dar-·
auf hingewiesen, daß uns der Handelhier dadurch erschwert wird,
daß das Ausland von den Fabrikanten vielfachzu, Auslands·
preis e n billig beliefert wird. Dagegen will ich an sichnichtssagen:
wohl aber will ich mich dagegen wenden, daß der ostpreußischenKauf-
mannfchaft, insbesondere dem Kaufmann des Grenzbezirks,»derAus-
landspreis für seine Auslandsgeschäftedann nicht auch gewahrt wird.
Alte langjährige Handelsbeziehungen werden dadurch zum Nachteil
des ostpreußischenHandels, aber auch der deutschen Außenhandelss
bilanz unterbunden und unmöglichgemacht. Deshalb mochte ich die
Regierung bitten, diesem Punkte ihr Augenmerk zuzuwendenund sich
fürAbstellung dieses Mißstandes einzusetzen. Denn die Ausschaltung
des erfahrenen, land- und leutekundigen Grenzkaufmanns kann sich
einmal bitter rächen.

Ferner kann ja wieder einmal die Möglichkeit auftauchen, daß
deutscherseits Warenkredite an das Ausland gegeben werden.

Für diesen Fall bitten wir, die KaufmannschaftOstpreuszens,«ins-
besondere diejenige der Grenzbezirke, angemessenzu berücksichtigen.
Diesen Anspruch halten wir gleichfalls im Hinblickauf die alten Ge-

schäftsbeziehungenzu Nußland für durchaus gerechtfertigt Es kann

18



doch auch nur in deutschem Jnteresse liegen, wenn die reichen Cr-
fahrungen der ostpreußischenKaufmannschaft auf diesem Gebiet nutz-
bar gemacht werden«

Gerade diese Wünsche werden Jhnen beweisen, daß wir unsere
Stellung hier nicht etwa als verloren betrachten, daß wir auch nicht
bloß Rückzugsgefechteliefern wollen. Wir betrachten uns vielmehr
als Vorposten der deutschen Wirtschaft und erwarten, daß es uns

ermöglicht wird, wieder zu wirtschaftlicher Offensive überzugehen.
Und dazu, meine Herren, sollen auch Sie uns verhelfen.
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VstpreußensFrachtenlielastunguns Merkehrsnor.
Von

Syndikus Dr. L e n k e it , Jnsterburg.

Zur Feststellung derjenigen Wünsche und Forderungen, welche
das ostpreußischeWirtschaftsleben auf dem Gebiete der Eisenbahn-
Gütertarife erheben muß, um lebensfähig zu bleiben, läßt es sich
wohl nicht vermeiden, daß wir von Tatsachen ausgehen, die in diesem
Kreise zwar allgemein bekannt und auch heute bereits erwähnt sind,
die aber festgestellt werden müssen, um zunächst eine gemeinsame
Plattform herzustellen, auf der wir dann weiter aufbauen können.

Wir haben bekanntlich Nußland, das Memelgebiet sowie
Pos en und Westpreußen als wertvolle Bezugs- und Absatz-
gebiete verloren und waren gezwungen, uns hierfür anderswo Ersatz
zu suchen. Die Schäden,welche unserer Wirtschaft dadurch entstanden
sind, daß ihr trotz aller Bemühungen die Erschließungneuer Gebiete
überhaupt nicht gelungen ist, müssenbei diesem Punkt der Verhand-
lungen außer Betracht bleiben, da mein Referat sichnur mit Frachten
und Verkehrsfragen beschäftigensoll. Soweit eine Ersaßbeschasfung
möglich war, müssen nach den neuen Absatzgebieten und Bezugss
quellen im allgemeinen erheblich weitere Transportwegezurückgelegt
werden, als dieses in der Vorkriegszeit lndtigwar.

Hierbei fällt besonders schwer ins Gewicht,daß der polnis che

Korridor mit einer Länge von 310 Kilometern auf der Linie

Dt.-Eylau—Bentfchen als tote Strecke durchfahren werden muß.
Es ist ferner zu berücksichtigen,daß wir den Memelstrozn und die

Weichsel als Transportwege verloren haben.
»

Bezuglich des

Memelstroms will ich nur daran erinnern, daß dieseralte, brave

Lastenträger in der Vorkriegszeit alljährlichauf seinemRucken rund
2 Millionen Festmeter Nundholz in Form von Triften aus Nußland
nach Oftpreußen brachte, ohne hierfür überhaupteinen»nennens-

werten Lohn in Anspruch zu nehmen. Yezuglichder Weichsel muß
darauf hingewiesen werden, daß wir nicht nur diesen Fluß allein,
sondern auch die Brahe nebst Bromberger Kanal und damit den

Anschluß an die Oder und das ganze Reiz der «UbklgeUdeutschen
Binnenwafserstraßenverloren haben. Die»zahlreichenMassengüter,
die in der Vorkriegszeit verhältnismäßigbillig »aufdem Wasserwege
transportiert wurden, müssennunmehr den Schienenwegwählen, der

ja bekanntlich besonders auf nahe Entfernungen wesentlichteurer als
der Wasserweg ist. Dies gilt insbesondere auch für Holz, trotz
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aller Ausnahmetarise, die gerade für diese Warengattung geschaffen
worden find.

Will man den Schaden, welchen die ostpreußischeWirtschaft
durch diese frachtliche Mehrbelastungerlitten hat, zahlenmäßig
zum Ausdruck bringen, fo bin ich mir naturgemäß der

Schwierigkeiten bewußt,denen ein solchesUnterfangen begegnet. Sie

bestehen einmal darin, daß der Gebietsumfang von Oftpreußen,aber

auch der von Nußlandund anderen in Betracht kommenden Ländern
im Jahre 1913 ein ganz anderer war, als sie es heute sind. Man
kann daher die unter diesen Nubriken einer Statistik angegebenen
Zahlen von heute undvon damals nicht ohne weiteres einander gegen-

überstellen. Es wäre ferner notwendig, bei jeder für Ostpreußenin

Betracht kommenden Ware genau die Herkunft und den Berbleib
im Jahre 1913 und im Jahre 1926 festzustellen, um so durch eine

Gegenüberstellungbeider Jahrgänge ein wirklich getreues Bild von

der Verschiebung der Bezugs- und Absatzbedingungen zu erhalten.
Bei genauer Betrachtung erweist sichjedoch,daß dieseSchwierig- .

keiten in Wirklichkeit geringer sind, als es auf den ersten Augenblick
erscheint. Die heutigen Statistiken über Güterbewegung auf den

Eisenbahnen führen nämlich einen Verkehrsbezirk unter der Bezeich-
nung ,,Rußland und die Nandstaaten« und einen zweiten Bezirk unter

der Bezeichnung »Polen« auf. Die für beide Berkehrsbezirke zu-

sammen gebrachten Zahlenangaben entsprechen ungefähr den An-

gaben für das frühere Nußland. Ebenso kennen die Handelskammern
aus dem Ergebnis der kürzlichfür den Enqueteausfchußangestellten
Ermittelungen im großen und ganzen die Verschiebungen, welche
infolge des Bersailler Diktats in den Bezugs- und Absatzbedingungen
unserer Provinz eingetreten sind.

Wir wissen, daß Handel und Industrie sich vielfach in Sachsen,
Westfalen, der Rheinprovinz und in dem übrigenWesten und Süden

Deutschlands Ersatz für die Abtretungsgebiete haben schaffen müssen.
Einen mündlichen Vortrag darf man bekanntlich nicht mit vielem

Zahlenmaterial belasten; jedoch scheint es mir erforderlich, daß ich
aus einer Statistik, in welcher die Handelskammer Königsberg den

ostpreußischemGüteraustausch mit den übrigen Berkehrsbezirken
Deutschlandsim»Jahre1913 undim Jahre 1925 gegenübergestellt
hat, wenigstens funfbis sechs Beispiele heraus-greife Hiernach ergibt
sich folgendes Bild:

Der bahnwärtigeVersand und Empfang Ostpreußens (einfchließ-

FchPäsewbetrug in 1000 t nach bzw. von folgenden Verkehrs-
ezir en:

1913 1925

Posen und Westpreußen. . . . 814 89

dagegen
Brandenburg (einschl. Berlin) . . 216 411

WagdeburgMerseburg, Thüringen 142 281

Konigreich Sacher . . . . . . 72 96

Nuhrgebiet,Westfalen. . . . . 67 157

Nheinprovinz · . . . . . . 24 54

Bayern . . . . . . . . . 20 35
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Auf Erfordern bin ichgern bereit, diese Statistik schriftlichnoch be-
liebig zu vervollständigen

-

«

Aus einem Bericht der Landwirtschaftskammer für das
Fahr 1913 geht hervor, daß nicht weniger als 191000 Stück Vieh
nach dem Gebiete des jetzigen polnischen Korridors gegangen sind.
Bekanntlich waren die Brennereiwirtschasten dieses Gebiets Groß-
abnehmer für ostpreußischesMagervieh, um ihre Schlemperüclstände
zu verwerten. Herr Dr. Rothe, Tollmiugkehmem und andere Ver-
treter der Landwirtschaftskammer haben uns mehrfach erklärt, daß
sie nunmehr ihr Vieh nur zum Teil nach Berlin und Mitteldeutfch-
land, zum anderen Teil aber nach Mannheim, Stuttgart und
dem übrigenWest-Deutschland verladen, um so diesen Wirtschafts-
zweig wenigstens einigermaßenrentabel u gestalten. Ein münd-
licher Vortrag ist wenig dazu geeignet, alle 1 Gruppen unserer »Sta-
tiftik über Güterbewegung «an den deutschen Eisenbahnen« einzeln
durchzugehen und die betreffenden Ziffern des Jahres 1913 denen
des Jahres 1926 gegenüberzustellenSoweit dieses für erforderlich
erachtet wird, könntees schriftlichnachgeholt werden. Die angeführten
Beispiele genügen jedoch m. E. bereits, um festzustellen, daß keine
Bedenken dagegen bestehen, denselben Weg einzuschlagen, den Kollege
Schauen in seiner anfangs dieses Jahres im Auftrage der Verbands-

Handelskammern herausgegebenen Denkschrift eingeschlagen hat,
indem er bei dem gesamten oftpreußischenGüterverkehr aus den an-

geführten Gründen eine durchschnittlicheVerlängerung des Transport-
weges um etwa 600 bis 700 Kilometer berechnet. Folgt man der
Denkfchrift in dieser Beziehung, so ist allein der jährlicheFrachtw-
tribut infolge des Verlustes der Bezugs- und Absatzgebiete in P o s e n

und Westpreußen auf jährlich 19 Millionen Mark zu ver-

anschlagen. Für das M emelland fehlen entsprechende Unterlagen,
da die Statistik im Jahre 1913 nicht mit der Möglichkeit gerechnet
hat, daß dieses Gebiet einmal vom ostpreußifchenUnd deutschen Wirt-

schaftskörperabgetrennt werden»würde.Der Verkehr zwischenOst-
Preußen und Rußland weist im Jahre 1926 ein Minus von rund

«500000 r gegenüberdem Jahre»1913auf. Man wird jedenfalls
in. E. eher zu tief als zu hoch greifen, wenn man die jährlicheMehr-
belastung an Frachten infolge Zerreißung der Wirtschaftsbeziehungen
zu Rußland und dem Memelgebiet auf w eite r e 15 bis 1 6 Mil-

lionen Mark jährlich beziffert, so daß im ganzen für Ost-
«

preußen ein jährlicher Frachtentribut infolge des Ver-
failler Diktats von etwa 35 Millionen Mark herauskommt

Die Richtigkeit dieses Rechenexempels wird dadurch bestätigt,
daß wir auf einem anderen Wege zu demselben Resultat gelangen.
Läßt man nämlich die Verschiebung in den Absatz-und Bezugs-
bedingungen außer Betracht und berücksichtigtnur die M ehrkoft e n

des Transports durch den polnischen Korridor, fo
ergibt sich folgendes Bild: Nach den Zahlen-«dle mit die Königs-
berger Reichsbahndirektion gegeben hat,-betrugder gesamte Güter-
austausch zwischen Oftpreußenund dem ubrigenDeutschen Reich im

Jahre 1926: 3097 203 t. Jn dieser Zahl ist der Verkehr der ost-
preußischenHäfen mit 740 000 t mitenthalten. Diese Gütermenge
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müssenwir von der vorhin genannten Zahl in Abzug bringen, da es

uns ja nur auf den Verkehr ankommt, der durch den polnischen Korri-
dor gegangen ist. Es bleiben demnach 2350 000 r übrig- Die Ent-
fernung, die im polnischen Korridor als tote Strecke zurückgelegt
werden muß, mißtan der Linie Dt.-Eylau——Bentschen310 Kilo-
meter und auf der StreckeMarienburg-Konitz 115 Kilometer, so daß
man wohl den Durchschnittauf 200 Kilometer beziffern kann. Nimmt
man die Frachten nicht fur die teuerste GüterklasseA, auch nicht für
die billigste GüterklasseF, sondern für die mittlere Güter-

klasf e D, so ergibt sich für das vorhin angegebene Gewicht und«für
die ersten 200 Kilometer unseres Staffeltarifs eine Fracht von rund
30 Millionen Mark. Hierbei ist der Tierverkehr noch nicht be-

rücksichtigt,der im Jahre 1926 zwischenOstpreußen und dem Reich
rund 280000 Stück Großvieh, 650 000 Stück Kleinvieh und 84 000
Stück Geflügel betragen hat, so daß man auch auf diesem Wege bei
Berechnung der nutzlosen Fracht für den volnischen Korridor auf
rund 35 Millionen Mark kommt. Mit weiteren Rechenexempeln will
ich Jhre Geduld heute nicht in Anspruch nehmen, erkläre mich jedoch
nötigenfalls zur Beibringung weiterer, schriftlicher Unterlagen gern
bereit. Für die heutige Tagung bitte ich als bewiesen anzusehen, daß
die ostpreußischeWirtschaft infolge des Versailler Diktats einen jähr-
lichen Frachtentribut von 30 bis 35 Millionen Mark aufzubringen hat.

Wenn man sich die Frage vorlegt, auf welche Weise
diese Mehrbelastung von der ostpreußischen Wirt-
schaft genommen werden kann, so muß zunächst festgestellt
werden, daß zwischen den drei für eine derartige Aktion in Betracht
kommenden Stellen, nämlichReich, Preußen und Deutscher
Reichsbahngesellschaft ein ganz eigenartiger Wett-
st r e it besteht, um immer dem anderen bei der Leistung eines etwaigen
Schadenersatzes den Vorrang zu lassen. Aus zahlreichen Erklärungen
von Vertretern auch der übrigen deutschen Wirtschaft (ich erinnere
nur an die große Tagung in Düffeldorf in vergangener Woche),
ferner aus Kundgebungen seitens der Reichs- und Staatsregierung
sowie seitens der Parlamente und ihrer zuständigenAusschüfsegeht
mit genügenderKlarheithervor, daß allmählichin ganz Deutschland
die Erkenntnis durchdringt, »daßfür Ostpreußen etwas auf diesem
Gebiete geschehenmuß.»Die praktischeNutzanwendung von dieser
richtigen Erkenntnis ist jedoch bisher nicht gezogen worden.

Man erwartet in erster Linie von der Neichsbahn, die
an dem ganzen Fragenkomplexund an den aus Oftpreußen auf-
kommenden Einnahmen am unmittelbarstenbeteiligtist, daß sie mit
Frachtennachlässenund sonstigen Sondervergünstigungenfür Ost-
preußen helfend eingreifen werde. Die Reichsbahn wiederum weist
darauf hin, daß ihr durch Neparationslasten und andere Ver-
pflichtungen bestimmte Schranken gezogen seien, über die sie selbst
bei größterGebefreudigkeit nicht hinausgehen könne. Sm übrigen
meint die»Neichsbahndurch Erstellung besonderer Ausnahme-
tarife sur Ostpreufzen schon alles getan zu haben, was in ihren
Kräften steht. .
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Um zunächstmit ein paar Worten bei den A u s n a hni eta r i s en

zu verweilen, so müssen die Erleichterungen, welche die Neichsbahn
dadurch gewissen Branchen im Verhältnis zu den Normaltarifen ge-

währt hat, dankbar anerkannt werden; und es wäre meiner Meinung
nach nichts verfehlter, als wenn man durch Mangel an schuldiger
Anerkennung der Reichsbahn die Lust nehmen wollte, auf diesem
Wege auch in Zukunft weiter helfend vorzugehen. Jnsbesondere bei
den verschiedenen Arten von Holz, Eisen, Stahl, Getreide
und Mühlenerzeugnis sen kann nicht geleugnet werden, daß
hier gegenüber den Normaltarifen eine merkliche Frachtensenkung
stattgefunden hat. Wenn man aber die Frage so stellt, ob der g a nze n

ostpreußischenWirtschaft durch weiteren Ausbau der Ausnahmetarife
wirksam geholfen werden kann, und ob insbesondere die Ausnahme-
tarife zum Ausgleich der Schäden geeignetsind, welche das Ver-
sailler Diktat dem ostpreußischenWirtschaftsleben geschlagen hat,
so wird sich wohl unter den maßgebendenWirtschaftsvertretern leicht
eine überwiegende Mehrheit finden, welche diese Frage unbedingt
verneint. Nimmt man die Ostpreußen-Ausnahmetarifevon diesem
Standpunkt aus kritisch unter die Lupe, so bleiben von der großen
stolzen Zahl von 30 oder 31 nur 5 bis 6 übrig, die wirklich als Er-

leichterungen für die durch das Bersailler Diktat uns geschlagenen
Schäden anerkannt werden müssen. Die übrigen sind entweder
Wettbewerbstarife, die nicht in erster Linie im Interesse der
Wirtschaft, sondern im Jnteresse der Deutschen Neichsbahn selbst
geschaffen worden sind, um zu verhindern, daß die in Betracht
kommenden Güter auf ausländischenBahnen um Ostpreußen und

Deutschland herumgeführt werden. Oder es handelt sich um solche
Ausnahmetarife, die in irgend einer Form auch bereits in der Vor-
kriegszeit bestanden haben (ich«erwähne nur die Ostbahnstaffel für
Holz und Getreide), oder endlich um solche Tarise, deren wirtschaft-
licher Nutzen in keiner Weise zu Buch schlägt,wie z. B. die Tarife
für Zuckerrüben,Fische der verschiedenen Art u. a. in·

Die Forderung muß daher m. E. dahin lauten, daß aus dem
Gebiete der Frachtenverbilligung etwas für die ganze ostpreußi-
sche Wirtschaft wirklich Bedeutsames geschieht. Daneben
können und sollen die jetzigen Ausnahmetarife mit dem gleichen pro-
zentualen Abschlag wie jetzt zu den dann ermäßigtenNormaltarifen
bestehen bleiben.

Legt man sich weiter die Frage vor, ob »dieNeichsbahn
dazu in der Lage ist, aus eigenen Mitteln Ostpreußen
alljährlich einen Frachtennachlaßvon etwa 35 Millionen Mark zu
gewähren, so möchteich für meine Person »nach,denGeschäftsberichten
der DeutschenReichsbahn-Gesellschaft sur die letztenJahre diese
Frage bejahen. Der Geschäftsberichtfür«1926weist nämlich einen
Betriebsüberschußvon 860 Millionen Neichsmarkaus. Selbst nach
Abzug der Neparationslasten und der fur,den Dienst der neuen

Schuldverschreibungen und Anleihen aufzubringenden Summen, nach
recht hohen Zuweisungenszur gesetzlichenAusgleichsrücklagesowie zu

Nückstellungensur Arbeitsbeschasfung und Verlustgefahren bleibt
unter Berücksichtigungdes Vortrages aus dem Jahre 1925 immer
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noch ein Reingewinn von 167 Millionen Mark übrig, für den kein
anderer Verwendungszweck ausfindig gemacht werden konnte, als

daß man ihn auf die neue Rechnung sür das Jahr 1927 als Gewinn
vortrug. Der fünfte Teil hiervon würde genügen, um Ost-
preußens Wirtschaft eine merkliche Entlastung zu verschaffen. Auch
nach dem Bericht für die,erstenneun Monate des laufenden Jahres
muß man die Leistungsfähigkeitder Neichsbahn besahen, denn nach
Abzug aller vorhinbezeichnetenAusgaben.bleiben allein aus diesen
neun Monaten nicht weniger als 210 Millionen Mark übrig, die man

unter der Bezeichnung »zum Ausgleich von Minderein-
nahmen infolge Schwankungen des Verkehrs« zurück-
gestellt hat.

Nicht»unerwähntlassen möchte ich, daß wir bestimmte Unter-
lagen dafür besitzen, wonach die Deutsche Reichsbahngesellschaft in
den letzten Jahren von den ostpreußifchenVerfrachtern fü r B e -

förderung der Güter innerhalb des polnischen Komi-
dors höhere Gebühren eingezogen hat, als fie selbst
bei der Verrechnung mit Polen an die polnische
Staatsbahnverwaltung abzuführen braucht. Unsere
Reichsbahn zieht also gegenwärtig für Vermittelung des polnischen
Frachtengeschäfts an die ostpreußischenEmpfänger und Verlader
einen nicht unbedeutenden Gewinn aus der ohnehin schon genug be-

lasteten und bedrückten ostpreußischenWirtschaft Ein Verfahren,
das wohl von keiner Seite gutgeheißenwerden kann.

Zum Beweise dieser letzten Behauptung möchte ich Jhnen eine
Stelle aus einem Schreiben der Deutschen Neichsbahndirektion Osten
in Frankfurt a. O. vom 7. d. Mts. vorlesen, in dem es folgender-
maßen heißt:

,,Nach einer Abrechnung aus dem Jahre 1925 hat sich für die
Deutsche Reichsbahn aus der Abrechnung des Ostpreußenverkehrs
mit Polen eine be d eute nd e Einb usz e ergeben. Jnsolge Sinkens
des Zlotykurses hat sich dieses Verhältnis für die Deutsche Reichs-
bahn inzwischen günstiger gestaltet, so daß gegenwärtig mit
einem Gewinn zu rechnen ist. Mit genauen Zahlenangaben
hierüberkönnen wir leider nicht»dienen,da hierfür eine Gegenüber-
stellung der Abrechnungnach Ietzigem Verfahren gegenüber einer

Abrechnung mit Zujcheidzmgdurchgerechneterdeutscher Frachtanteile
an Polen erforderlich seinwurde, eine Arbeit, die mehrere Kräfte
einige Wochen ausschließlichin Anspruch nehmen würde. Das gegen-

wärtig für die Deutsche Neichsbahn günstige Verhältnis wird sich
aber voraussichtlich nach Neuherausgabe des polnischenTarifs, der

sich in völliger Umarbeitung befindet und wahrscheinlichErhöhungen

gingen
wird- wieder zu Ungunsten der Deutschen Neichsbahn ver-

ie en.«

Die Deutsche Neichsbahn-Gesellschaftleistet auf dem Gebiete der

Statistik so Hervorragendes, wie wohl kaumein zweites Unternehmen
in Deutschland. Es ist daher wohl keineübertriebene Forderung,
wenn Qstpreußen verlangt, dasz die Einnahmen aus dem gesamten
Ostpreußen-Verkehrfür die Strecke innerhalb des polnischen Komi-
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dors von vornherein so klar und übersichtlichverbucht werden, daß
jederzeit die Feststellung derjenigen Summe mit Leichtigkeitmöglich
ist, welche unsere Neichsbahn hierfür einerseits von den ostpreußischen
Empfängern und Verladern einnimmt und anderseits an die polnische
Staatsbahnverwaltung abführt. Die Schwierigkeit liegt natürlichdarin,
daß bei unserem System der Staffeltarife die Fracht für den polni-
schenKorridor verschieden ist, je nachdem, ob das betreffende Gut
aus Berlin, aus Köln oder aus München kommt. Trotzdem ist m. E.
die Erfüllung der oben bezeichneten Forderung verhältnismäßigleicht
möglich,wenn die Buchführung der Eisenbahn so eingerichtet wird,
daß von vornherein bei allen ostpreußischenFrachten der auf
den polnischen Korridor entfallende Anteil besonders berechnet und
ausgewiesen wird. «

Nach den Erfahrungen, welche wir auf diesem Gebiet in den

letzten Jahren gesammelt haben, halteich es nicht für sehr wahrschein-
lich, daß die Neichsbahn-Gesellschaft Ihre Reserviertheit in finanziellen
Fragen aufgeben wird. Seh möchtenur daran erinnern, daß noch in
allerletzter Zeit die Gewährung eines Ausnahmetarifsfür Heu und
Stroh seitens der Verwaltung abgelehnt ist, obwohl sich die ständige
Tarifkommission und der Ausschuß der Verkehrsinteressenten dafür
ausgesprochen hatten und obwohl dieser Ausnahmtearif der Reichs-
bahn nach überschläglicherBerechnung höchstenseinen Einnahme-
ausfall von 1152Millionen gebracht hätte.

Es erscheint mir daher aussichtsreicher, daß wir uns nunmehr
mit unseren Bitten und Forderungen an die Reichs-
regierung wenden und von dieser verlangen, daß aus Reichs-
mitteln etwa 35 Millionen Mark zur Senkung der ostpreußischen
Gütersrachten zur Verfügung gestellt werden. Ob und in welcher
Form dann eine Verrechnung zwischen Reich, Preußen und Deutscher
Reichsbahn-Gesellschaft stattfindet, können wir wohl der Reichs-
regierung überlassen. .

Nur kurz möchteich darauf hinweisen, daß m. E. bei einer der-

artigen Verrechnung die Neichsbahnunbedingt die überschüssean das
Reich abführen müßte,welche sich für die Neichsbahn aus der Ab-

rechnung des sogenannten Ostpreußen-Verkehrsmit Polen ergeben.
Die Art und Weise, wie· die Neichsbahn selbst im August dieses Jahres
die Forderung auf allgemeine Ermäßigung der Nahfrachten zwar

nicht durch Herabsetzung der Streckensätze,wohl aber durch Staffelung
und Ermäßigung der Abfertigungsgebühren beantwortet hat, legt
den Gedanken nahe, daßin Verfolgung desselben Weges auch für
Ostpreußen etwas Besonderes geschehenkönnte;Die Abfertigungs-
gebührenbetragen, wenn wir wiederum nicht die teuerste, auch nicht
die brlligste, sondern die mittlere Güterklasse«Dunserer Berechnung
zugrunde legen, bei Entfernungen über 100 Kilometer für eine Tonne
1,40 Mark, also für 2350 000 Tonnen 3299 000 Mark. Rechnet
man den Verkehr der ostpreußischenHäer hinzu- so ergibt sich fük
einen Gesamtverkehrvon rund 3 Millionen»Tonneneine Abferti-
gungsgebuhr von 4200000 Mark. Berucksichtigt mcm weiter den

Tierverkehr,so kommenzum mindesten 5 Millionen Mark an Ab-
fertigungsgebuhren fur den gesamten OstpreußensVerkehrheraus.
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Bezisfert man den überschußaus der Frachtenverrechnung mit Polen
gleichfalls mit 5 Millionen Mark, so ergibt sich,daß die Reichsbahn
aus diesen beiden Gesichtspunkten im ganzen 10 Millionen Mark für
die Abbürdung der ostpreußischenFrachtenlast zur Verfügung stellen
könnte, so daß dann für das Reich und für Preußen gleichfalls nur

noch je 10 Millionen Mark aufzubringen blieben.

Wird eine Summe in der vorhin bezeichneten Höhe zur Ver-
billigung der OstpreußenkFrachtenseitens des Reichs zur Verfügung
gestellt, so erhebt sich weiter die Frage, in welcher Form sie den ost-
preußischenVerfrachtern gutgebracht werden soll. Ohne hierfür end-
gültige Vorschläge machen zu wollen, möchte ichmich doch kurz mit
einigen Anregungen auseinandersetzen,die auf diesem Gebiet in letzter
Zeit gemacht worden sind.

Da ist an erster Stelle der Vorschlag zu nennen, wonach die
Frachten für den Durchgangsverkehr durch den pol-
nischen Korridor außer Ansatz bleiben sollen, so daß
frachtlich gewissermaßendie Westgrenze unserer Provinz san die Ost-
grenze des übrigen Deutschen Reiches herangezogen wird. Dieser
Vorschlag hat zunächstetwas sehr Bestechendes. Die Schwierigkeiten
treten jedoch sofort zutage, wenn man bedenkt, daß die Strecke durch
den polnischen Korridor auf der Linie Dt.-Eylau—Bentschen eine
Länge von 310 Kilometern, dagegen auf der Linie Marienburg-Konitz
nur veinesolche von 115 Kilometern aufweist. Daß die Benutzer der
Rordlinie anders behandelt werden,als diejenigen der Südlinie, geht
nicht gut an. Wollte man beidem gesamten Ostpreußen-Verkehrdie

Fracht für 300 Kilometer au er Ansatz lassen, so könnte die Liber-

spitzung dieser Forderung viel eicht dazu führen,daß die Reichsbahn
Gütertransporte zwischenElbing und den ersten deutschen Stationen
hinter Konitz nicht nur unentgeltlich ausführen, sondern den Ver-
srachtern noch etwas zuzahlen soll. Wollte man für den ganzen Korn-
dor nur eine Strecke von 100 Tarifkilometern außer Ansatz lassen,
so wäre die Frachtverbilligung naturgemäßwesentlich geringer. Aller-
dings würde sie unter Zugrundelegung der « ersten 100 Kilometer
unseres Frachtsatzzeigers für einen 15-Tons-Wagen· bei Gütern der
Tarifklasse F immerhin noch 55 Mark und bei Gütern der Caris-
klasse A sogar 190 »Markausmachen, eine Erleichterung, die m. E.
in dem gesamtenGuterverkehrdochmerklichzu Buch schlagen müßte.
Am zweckmaßigstenerscheint es jedoch, das Mittel zwischen300 und
100 mit 200 Kilometern zu w»ahlen,wobei dann, wie ich vorhin bereits

ausführlich dargelegt habe, fur den gesamten OstpreußensVerkehreine
jährliche Frachtensenkung von« zusammen etwa 30 Millionen Mark
herauskommen würde. Es bleibt dabei zu bedenken- daß diese Ver-·
günstigungennicht nur beim Versand von Ostpreußenaus, sondern
auch beim Gütertransport in umgekehrterRichtung Platz greifen
würden. Und es müßte daher zunächstganz genau geprüft werden,
ob dadurch nicht z. B. die Wettbewerbsverhältnisseunserer eigenen
Industrie in Schlesien und anderen Provinzen zu Gunsten Polens
oder anderer Rachbarländer verschoben werden würden. Diesen Be-
denken könnte man m. E. dadurch Rechnung tragen, daß man die
Entlastung nur dem Güterverkethzuteil werden läßt, bei dem sowohl
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dieEmpfangs-«als auch die VersandsStation in Deutschland liegt,
nicht»aberdemjenigen Verkehr, bei dem eine der beiden genannten
Stationen dem Auslande angehört. -

Von anderer Seite ist der Vorschlag gemacht worden, die Ent-
lastung nicht in der Weise eintreten zu lassen, daß einfach eine ge-

wisseStrecke bei der Frachtenberechnung außerAnsatz bleibt, sondern
in Form von prozentualen Abschlägen zu den bisherigen Frachten.
Mir scheint dieses im wesentlichen nur eine andere Ausdrucksweise
desselben Gedankens zu sein, so daß hierdurch insbesondere das letzte
Bedenken betreffend Verschiebung der Wettbewerbsverhältnissenicht
ohne weiteres beseitigt werden würde.

"

Zur Vermeidung aller derartigen Schwierigkeiten ist angeregt
worden, die Erleichterungen nur dem ostpreußischenBinnenverkehr,
also dem Güterverkehr innerhalb der Provinz zuteil werden zu
lassen. Beim Aufstellen dieser Forderung war man sich darüber klar,
daß es zunächst-eigenartigund in gewissem Sinne unlogisch anmutet,
wenn die Schäden, die durch Zwischenschaltung des polnischen Korri-
dors und durch Verlegung der früheren Bezugs- und Absatzgebiete
nach weiter entfernten Gegenden entstanden sind, auf einer anderen
Stelle repariert werden sollen, daß also der Zusammenhang zwischen
Schaden und Schadenersatz in gewissem Sinne fehlt. Ebenso aber
herrscht Einstimmigkeit darüber, daß es praktisch einfach unmöglichist,
den Schaden genau an derselben Stelle wieder gut zu machen, an der
er eingetreten ist. Die Verfechter dieser Forderung hoffen, daß im
großen und ganzen ein gewisser Ausgleich stattfinden würde, auch
wenn man die Frachtenermäßigung nur dem ostpreußischenBinnen-

verkehr zugute kommen läßt. Allerdings bleibt hierbei zu berück-
sichtigen, daß die Landwirtschaft und andere namhafte Gruppen des

ostpreußischenWirtschaftslebens ein wesentlich stärkeresJnteresse an

der Verbilligung der Frachten von und nach dem übrigen Deutschen
Reich, als an einer Verbilligung für den ostpreußifchenBinnenvers
kehr haben. Den Bedürfnissender ostpreußischenWirtschaft in ihrer
Gesamtheit dürfte daher wohl am besten damit gedient sein, daß
Gütertransporte auf nahe und auf weite Entfernungenin gleicher
Weise an der erstrebten Frachten-Verbilligung partizipieren.

Jch habe diese letzten Ausführungen hauptsächlichgemacht, «um
zu zeigen, daß wir uns sehr wohl der Schwierigkeitenbewußt sind,
die der Lösung des Problems selbst im günstigstenFalle»entgegen-

. stehen, nämlich dann, wenn die Reichsregierungodereine andere

Stelle uns die notwendigen Mittel, die wohl mit 35 Millionen Mark
ungefähr richtig beziffert sein dürften, unbedingt und-ohneweitere
Auflage zur Verfügung stellt. Nach dem Ergebnis einer kurzlich
beim Oberpräfidenten stattgehabten Besprechung, an der sämtliche
Vertreter des ostpreußischenWirtschaftslebensbeteiligt waren, kann

es jedoch m. E. als sicher gelten, daß uber die Verwendung der
Mittel verhältnismäßig leicht eine Einigung erzielen lassen wird,
wenn sie uns nur erst zur Verfügung stehen.
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Personenverkehr.

Bezüglich des Personenverkehrs möchteich nur ganz kurz darauf
hinweisen, daß in der Vorkriegszeit auf den Strecken über Marien-
burg und Dt.-Eylau nach Berlin neun D-Zugpaare, zwei Eilzugpaare
und sechs Personenzugpaare verkehrten, während heute nur fünf
DsZugpaare und zwei beschleunigtePersonenzugpaare bestehen. An
Stelle von 17 Zugverbindungen sind also nur sieben
vorhanden. Einer Vermehrung dieser Zugverbindungen ist be-
kanntlich durch die Bestimmung des Pariser Staatsvertrages ein
Riegel vorgeschoben, wonach Polen die Cinstellung solcherZüge ver-

langen kann, die nicht während der ganzen Fahrplanperiode eine
Vesetzung von mindestens 60W der vorhandenen Plätze aufweisen.
Während in Deutschland im allgemeinen bei D-Zügen eine Jn-
anspruchnahme von mehr als 30 A- bereits als wirtschaftlichangesehen
wird, verlangt man hier eine doppelt so hohe FrequenzzahL Wenn
auch in Zeiten des gesteigerten Verkehrs die Benutzung der Züge
vielfach erheblich besser ist, so läßt sich eine 60 prozentige Inanspruch-
nahme während der ganzen Fahrplanperiode doch nicht durchführen.
Auch in diesem Punkte sind wir gegenüber dem übrigen Deutschen
Reich wesentlich schlechter gestellt; ganz abgesehen davon, daß die
praktische Durchführung des Personenverkehrs aus drei Durchgangs-
strecken beschränktist, so daß die ostpreußischenReisenden zu ihrem

Regezielvielfach zeitraubende und kostspielige Umwege zurücklegen
mu en.

Unter diesen Umständen ist wohl die Forderung gerechtfertigt,
daß im ostpreußischenPersonenverkehr zum mindesten keine weitere
Verschlechterung eintritt, selbst, wenn im übrigen Deutschen Reich
Einschränkungenvorgenommen werden müssen. Auch auf solchen
Strecken, die eine verhältnismäßiggeringe Frequenz aufweisen, muß
zum mindesten der status quo erhalten bleiben. Cinzelwünschesollen
heute hier an dieser Stelle nicht vorgetragen werden, sondern be-

sonderen Verhandlungen vorbehalten bleiben.

Als Niederschlag meiner Ausführungen zum Zweckeder Kund-

gebung an die maßgebendenStellen, insbesondere an die Reichs- und
Staatsregierung und an die Reichsbahnhauptverwaltunghabe ich die
vorgelegte Resolution entworfen, deren Annahme ich hiermit empfehlen
möchte.

Entschließung

zu Punkt 3 der Tagesordnung.

Die durch den Verlust Posens und Westpreußens fowie des
Memellandes für Ostpreußen herbeigeführtevöllige Änderung der

Bezugs- und Absatzverhältnisse,ferner die Einbußedes Memelstroms
und der Weichsel als Transportwege bedeuten für die Provinz Ost-
preußen eine frachtliche Mehrbelastung von jährlichetwa 35 Millio-
nen Mark. Dieser ungeheure jährlicheFrachtentribut kann auf die
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Dauer von der ostpreußischenWirtschaft nicht getragen werden.

Sofern daher die Neichsbahnverwaltung ihrerseits nicht in der Lage
sein sollte, die für die ostpreufzischeWirtschaft dringend erforderliche
Frachtenfenkung vorzunehmen, wird es als die unabweisbare Pflicht
des Reiches bzw. des Staates bezeichnet werden müssen,die zur Ab-

biirdung des Ostpreußen auferlegten jährlichen Frachtentributs er-

xtorlllderlichen
Mittel mit größter Beschleunigung zur Verfügung zu

e en.
.

"
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Die steuerbelascung
von VscpreußensIndustrie und Handel.

Bon

Syndikus Dr. von Rüts, Elbing.

Schwer lastet die Hand des Siegers auf unserem gedemütigten
Vaterlande· Bis zur Grenze des Crträglichen, vielleicht darüber
hinaus, muß auf Geheiß des Siegers die deutsche Wirtschaft Steuer-
lasten tragen. Jst es da wohl billig, eine Provinz, die unverschuldet
in wirtschaftliche Not geraten ist, und deren wirtschaftliche Erstarkung
angesichts der Aufgaben Ostpreußens als deutsches Bollwerk gegen
die Slawenflut im Interessedes ganzen deutschen Baterlandes er-

forderlich erscheint, mit den gleichen Lasten zu belegen, die sich dazu
bei ihr noch schärfer auswirken müssen?

Die Klagen über die ungeheuren Steuerlasten sind ja nicht neu.

Auf Einzelheiten brauche ich mich nicht einzulassen. An Hand von

Geschäftsvorfällendes Buchprüfungsamtesund der Steuerberatungs-
stelle meiner Kammer möchteich Shnen jedoch an Beispielen kurz die
zahlenmäßigeBelastung von Industrie und Handel erläutern.

Betrieb I

Einzelhandel, größerer Betrieb nach ostpreuszischenVerhältnissen
gemessen mit Grundstück

-

Familienstand: Verheiratet, 2 Kinder.

Aktivem

1. Grundstück . . . . . . . . 70 000,——
2. Sonstiges . . . . . . . . 80 000,—— 150 000,-—

Passivem
1. Aufwertungshypothek . . . . 20 000,——
2. Sonstiges . . . . . . . . 10 000,—— 30 000,-—

Reinoermögen . . . . . . . . . . . . . 120 000,—
F-

Umsatz . . . .

.«. , . . . . . . . . . 200000,—
Gewinn ohne Berücksichtigungder Steuern . . . . 25 000,—-—
Personal . . . . . . . . . . . . . . 10,—
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Die Steuerbelastung gestaltet sich wie folgt:
Bruttoertrag 25 000,—-

. Umsatzsteuer 34 75 v. 200 000,— 1 500,—
Grundvermögenssteuer: 2,40"s»0
von 70 000,— . . . . . . . 168,——

. Städt. Zuschlag zu Nr. 2: 250 70 420,——
Hauszinssteuer . . . . . . 1 932,——
Berufsschulbeiträge: 10 X 6,40 64,—
Gewerbekapitalsteuer (Gewerbe-
kapital 70 000,—-) . . . . . 1 072,80 5 156,80

- verbleibt 19 843,20
u. 370 Zinsen von 20 000,—-Aufwertungghypothek 600-—

steuerpflichtigerGewerbeertrag 20 443,20

. Gewerbeertraggsteuer 2 571,—
19 843,20

— 2 571,—

zu versteuerndeg Einkommen 17 270,——

Einkommensteuer . . . . . . 1 820,50

Vermögenssteuer50!00von 120 000,— . 600,——

Bruttoertrag 25 000,—-

Steuerbelastung: .

1—6 . 5 156,80
7 . . 2 571,—-
8 . 1 820,50
9 600,———

·

10 148,30

dem Steuerpflichtigen verbleibender Nest 14 851,70

Kirchensteuer, soziale Abgabenund indirekte Steuern sind noch
nicht in Abzug gebracht. Jn einem Platze ungefähr gleicher Größe
jenseits des Korridors, von dem die steuerlichenVerhältnissebekannt

sind, hätte sich der dem Steuerpflichtigen nach Abzug der Steuern

verbleibende Rest rund 2000 NM. höher gestellt.

Betrieb lI

Einzelhandel, kleinerer Betrieb mit Grundstück

Familienstand: Verheiratet, 2 Kinder.
Aktivem

1. Grundstück .
. 30 000,—

2. Sonstiges . 25 000,— 55 000,—-

Passivem
1. Aufwertungshypothek . 10 000,—-
2. Sonstigeg . . . .

. 15 000,— 25 000,—-

Reinvermögen . 30 000,—-
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Umsatz . . . . . . . .

.,
. . . . . . . 70 000,—-

Gewinn ohne Berücksichtigungder Steuern . . . . 7 000,—
Personal . . . . . . . . 3,—

Die Steuerbelastung gestaltet sich wie folgt:
Bruttoertrag 7 000,—

I. Umsatzsteuer M A- v. 70 000,— . 525,—
2. Grundvermögenssteuer: 2,40«70»

von 30 000-— . . . . . . . 72,——
Z. Städt. Zuschlag zu Nr. 2: 250 70 180,——
4. Hauszinssteuer . . . . . . 828,—
ö. Berufsschulbeiträge3 X 6,40 . . 19,2()
6. Gewerbekapitalsteuer (Gewerbe-

kapital 10 000,—-) . . . . . 120,—— 1 744,20

5 255,80
u. 3 Jb Zinsen v. 10 000,— 300,—

steuerpflichtiger Gewerbeertrag 5 555,80
7. Gewerbeertragssteuer .. . . . 337,50

5 255,80
—- 337,50

zu versteuerndes Einkommen 4918,30
8. Einkommensteuer . . . . . . . . . . . 319,80
9. Vermögenssteuer 30s00von 30000 90,—

Bruttoertrag 7 000,—-
Steuerbelastung:

1——6. . . . . . . . 1 744,20
7 . . ». . . . . . · 337,50
8 . . . . . . . . . 319,80
9 . . . 90,—— 2 491,50

dem Steuerpflichtigenverbleibender Rest 4 508,50

Kirchensteuer, soziale Abgaben und indirekte Steuern sind noch
nicht in Abzug gebracht.

Nicht so ungünstigstellt sichdas Bild bei Betrieben ohne Grund-
stücke. Ostpreußengibt zwar seinenLiberschußan ungelernten und
gelernten Arbeitern an das ubrige Reich ab, während im Gegensatz
dazu die Gewerbetreibenden besonders seßhaft sind. Gerade die
kleinen Betriebe, welche das Gros der Wirtschaft in den kleinen
Städten Ostpreußens ausmachen, sind meist im Besitze von Grund-
ftiicken. Infolgedessen bedeutet die gegenwärtigeSteuergesetzgebung
eine besonders scharfe Erfassung gerade der ostpreußischenWirtschaft

Jedenfallsaber beweisen die angeführtenBeispiele einen außer-
ordentlichen Steuerdruck, der selbst bei fpa,kamftemEigenvetbwuch
die uns nach»derJnflation ietzt sv thwkndtgeKapitalbildung unter-
bindet. Es ist ferner ein offenes»Geheimnis,dasz trotz großen Um-

satzes und guter Beschäftigungein, erheblicherProzentsatz der Be-
triebe in Industrieund Handel lediglichdie Unkosten deckt oder nur

einen geringen Gewinn abwirft. Wieviele Betriebe mögen es daher
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in ganz Ostpreußen sein, die derartige Einnahmen überhaupt auf-
weisen, die in den vorerwähntenBeispielen von der Steuerberatungs-
stelle meiner Kammer festgestellt sind? Wie sich aber gar die Ver-
hältnisse bei einem Umschwung der Konjunktur gestalten werden,
ist noch nicht erkennbar.

·

Der Druck der Reichs- und Staatssteuern trifft alle Betriebe des
Reichs gleichmäßig Dagegen ist die Belastung durch die kommu-
nalen Steuern, die Zuschlägezur Gewerbesteuer und Grund-

vermögenssteuerverschieden.
Um die verschiedene Höhe der NealsteuersBelastung der Kom-

munen nachzuweisen, werden vielfach die Steuerzuschlägegegenüber-
gestellt. Meine Herren, eine derartige Gegenüberstellungergibt kein
klares Bild. Beispielsweise erhebt eine Stadt 700 70 Gewerbesteuer-
Zuschlag und 200EØ Grundvermögenssteuer-Zuschlag,während eine
andere nur 60070 GewerbesteuersZuschlagund 25070 Grundver-

mögenssteuer-Zuschlagerhebt. Man sieht die Gemeinde mit 700 70
Gewerbesteuer-Zuschlag als höher belastet an, als diejenige mit 600 A-
GewerbesteuersZuschlag, während vielleicht die letztere einen höheren
Steuerdruck erzeugt infolge des höheren Grundvermögenssteuer-
Zuschlages. Jch habe mich infolgedessen bemüht,von möglichstvielen
Städten in Preußen das Gewerbesteueraufkommen und das Grund-

vermögensfteueraufkommenfür 1926 zu beschaffen, und die Summe
dieses Aufkommens durch die Einwohnerzahl dividiert, um auf diese
Weise eine Kopfbelastung durch Nealsteuerzuschlägeder Städte zu
ermitteln. Mein Bemühen in die Tat umzusetzen,war nicht fo ganz
einfach, weil die Städte auf Anweisung des Deutschen Städtetages
mit ihren Angaben zurückhalten,und zwar insbesondere den Industrie-
und Handelskammern gegenüber. Denn infolge des Anhörungsrechts
der Industrie-s und Handelskammern sehen die Städte in den Kain-
mern sehr unbequeme Kritiker-. Trotzdem steht mir heute doch noch
eine Statistik von 236 Städten für das Jahr 1926 zur Verfügung-
Sch möchtegleich bemerken, daß ich den Wert diefer Statistik trotz der

außerordentlichenArbeit, die in ihr steckt, nicht allzu hoch ver-

anschlagen kann und deshalb Folgerungen aus ihr nur mit Vorsicht
ziehen kann, da beispielsweisedie Mitteilung über manche Städte,
die ich von zwei verschiedenen Quellen bekam, mitunter abwich. Auch
muß berücksichtigtwerden, daß ein hohes Soll des Haushaltsplanes,
auf den ich meist zurückgegrisfenhabe, sich in der Praxis nicht so stark
auswirkte, weil die Stadt später Steuerermäszigungen oder in hohem
Umfange Stundungen gewährte oder von der Erhebung der Berufs-
schulbeiträgeabsah und diese durch die Gewerbesteuerertragedeckte.
Jedenfalls müssen die Ergebnisse meiner Statistik, die sich übrigens
auch auf eine ganze Reihe anderer Fragen bezogenhat, außer denen
des Auskommens an Realsteuern nur vorsichtig aufgenommenwerden.

Jch kann auch ferner nicht die Durchschnittskopfbelastungan

Nealsteuernin ganz Preußen Ostpreuszen gegenubersetzen,weil Ge-
biete mit hoher industrieller Entwicklung ganz andere Einkommen
zeitigen und Vermögen zur Verfügung haben, als rein agrarische
Provinzem .

Es ist mir aber gelungen, das Nealsteueraufkommen aller 24 Städte
der Grenzmark Posen-Westpreus3en zu ermitteln. Die wirtschaftliche
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Struktur der Grenzmark aber ist ähnlich der ostpreußischen.Aus
Ostpreußen stehen mir leider nur die entsprechenden Zahlen von
27 Städten zur Verfügung. Es fehlen insbesondere die Zahlen aus

dem Allensteiner Bezirk. Sch bedauere das lebhaft! Denn gerade
Süd-Ostpreußen hat immer über besonders hohen Realsteuerdruck der
Gemeinden geklagt. Obwohl mir gerade der Allensteiner Bezirk fehlt-
spricht ein Vergleich der 27 ostpreußischenStädte mit den 24 Städten
der Grenzmark für eine stärkereBelastung Ostpreußens. Jn Ost-
prenßen entfallen nämlich auf den Kopf der Bevölkerung an städti-
schen Realsteuern 16,55 RM., während auf die Grenzmark nur

13,15 NM. kommen. Die niedrigsten Kopfbelastungen von Städten
der Grenzmark belaufen sich auf 5,55 RM. (J,'irschtiegel),6,75 RM.
(Landeck), 7,15 RM. (Baldenburg) und 8,80 NM. (Hammerstein).
Demgegenüberweisen die niedrigsten Kopfbelastungen in Ostpreußen
Bischofswerder mit 11,20 RM. und Tolkemit mit 11,30 RM. auf.

Also ausgerechnet zwei Städte, die sich anerkanntermaßenin
einer wirtschaftlich schwierigen, vielleicht der schwierigsten Lage Ost-
preußens befinden. Bischofswerder ist durch den Friedensvertrag
auf drei Seiten von seinem Hinterlande entblößt und hatte seit Jn-
krafttreten des Bersailler Diktats bis vor zwei Jahren nicht einmal
Bahnverbindung. Jn Tolkemit ist die Steuerschraube anerkannter-

maßen bis zum äußerstenangespannt. Der Haushaltsplan ist kaum
im Gleichgewicht zu halten. Der Kreis hat sich bereits veranlaßt
gesehen, der Stadt die Kreissteuern zu erlassen. Die Beobachtung
mit Bischofswerder und Tolkemit beweist nicht etwa, daß die Kopf-
belastung überhaupt kein Maßstab für die Höhe der Nealsteuer-
belastung geben kann, sondern daß der Druck der Nealsteuerbelastung
von den Einkommens- und Vermögensverhältnissenabhängigist, oder
anders ausgedrückt,daß dort, wo große Einkommen nnd
Vermögen vorhanden find, die Städte die Steuer-

schrauben höher anziehen dürfen als in armen Gegen-
den und Gegenden mit geringem Einkommen.

Ein Vergleich mit dem Reich aber zeigt, daß Jndustrie und

Handel Ostpreußenssich in außerordentlichungünstigenEinkommens-
und auch Vermögensverhältnissenbefinden. Das Februar-Heft der

Zeitschrift von Wirtschaft und Statistik veröffentlichtdie vorläufigen
Ergebnisse der Einkommen- und Körperschaftssteuer-Veranlagung
für 1925. Eine neuere Statistikhabe ich leider nicht ermitteln können.
Die steuerbefreiten natürlichenPersonen, deren Jahreseinkommen
unter 1100 NM. bleibt, sind in dieserübersichtnicht enthalten. Die

Einkünfte stellen daher zwar nicht das gesamte volkswirtschaftliche
Einkommen der natürlichen Personen dar, sondernnur das für die

Besteuerung ermittelte Einkommen. Immerhin ist der Vergleichs-
maßstabgegeben. Danach hatte im Jahre 1925 im Deutschen Reich
ein Gewerbebetrieb im Durchschnittein Einkommen von 3095 NM·,
im Landesfinanzamtsbezirk Königsbergdagegen nur 2341 RM. Das
Einkommen ostpreußischerBetriebe von Handel und Gewerbe war
also im Durchschnitt fast ein Viertel niedrigerals im Durchschnitt im

Reich. Der Landesfinanzamtsbezirk Königsberg war

aber auch — und das ist besonders bedeutsam — derjenige, der
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das niedrigste Durchschnittseinkommen des Steuer-

pflichtigen aufweist. .

Die Statistik der KörperschaftssteuersBeranlagungfpricht noch
stärker zu Ungunsten von Ostpreußen. Jni Durchschnitt hatte eine

juristische Person im Reich 1925 ein Einkommen von«52955 RM., iii

Ostpreußen dagegen nicht einmal die Hälfte, nämlich 24177 RM.
hier steht der Landesfinanzamtsbezirk Königsberg an unterster

e e. .

Die Feststellung für die KörperschaftsfteuersVeranlagunghat auf
mich nicht einen so durchschlagenden Eindruck gemacht, wie das Zurück-
bleiben der Einkommensverhältnisfeder natürlichenPersonen in Ost-
preußen. Denn es fehlt unter den juristischen Personen in Ost-
preußen infolge seiner anders gearteten wirtschaftlichen Struktur an

großenBetrieben, die gerade die hohen Einkommen zeitigen.
Das Landesfinanzamt Königsberg hat mir gütiger Weise für

1926J27 das Auskommen an Steuern im Reich und in Oftpreußen
zugängig gemacht. Auch diese Zahlen beweisen, wieviel ungünstiger
die Einkommensverhältnissein Ostpreußenliegen als im Durchschnitt
des Reichs. Aus den Steuerzahlen für 1926l27 konnte ich errechnen,
daß auf den Kopf der Bevölkerung im Reich an Lohnabzug 17,55 RM.,
in Ostpreußendagegen nur 6,80 RM., an sonstiger Einkommensteuer
im Reich 17,05 RM., in Ostpreuszen dagegen nur 5,03 RM. aufge-
bracht worden sind. Danach müssen —- auf den Kopf der Bevölke-
rung gerechnet —— die Einkünfte in Ostpreußennur ein Drittel so hoch
fein wie im Reich.
Raturgemäß sind die Zahlen für die Körperschaftssteuergeradezu

katastrophal für Ostpreußen. Während im Reich auf den Kopf der

Bevölkerung 6,11 RM· entfallen, sind es in Ostpreußennur 0,92 M-

Auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet, liegen also die Ein-

kommensverhältnissein Qstpreußen noch ungünstiger, als wenn man

die Lasten auf die Steuerpflichtigen umlegt. Es ist nicht anzunehmen,
daßQstpreußenin größeremUmfange als das übrigeReich Personen
ohne Einkommen mit durchschlepktDie Erklärung findet sich viel-

mehr in der Tatsache, daß in großeremUmfange als sonst im Reich
Personen vorhanden find, deren Einnahme noch in die steuerfreie Ein-

kommensgrenze fällt.
An Umsatzsteuer brachte — auf den Kopf der Bevölkerung ge-

rechnet —- das Reich 13,86 RM., Ostpreußenjedoch nur 6,62 auf. Es
blieb also der Umsatz, pro Kopf der Bevölkerunggerechnet, um die

Hälfte hinter dem Durchschnitt des Reiches zuruck.
Auch ein Vergleich der Vermögensverhältnisse Ostpreu-

ßens beweist seine geringere Leistungsfähigkeitauf steuerlichemGebiet.
Das statistischeJahrbuch für den Freistaat Preußen fur 1927 enthält
die Ergebnisse der Reichsvermögenssteuer- Veranlagung für das

Kalenderjahr 1924 nach dem Stande vom 31. Dezember1923. Aus
den im Jahrbuch veröffentlichtenZahlen habe ich berechnet, daß sich
das gewerbliche Betriebsvermögen auf den Kva der BevölketUUg M

ganz Preußen im Durchschnitt auf 865 RM., m Ostpreußendagegen
auf nur 285 RM. belief. Der ostpreußischeDurchschnitts-Gewerbe-
treibende ist also nur ein Drittel so wohlhabend, als der Durchschnitts-
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Gewerbetreibende in ganz Preußen. Allerdings gibt es in Preußen
Gebiete, deren gewerbliches Durchschnitts-vermögennoch geringer ist
als in Ostpreußen. Das besagt aber nicht etwa, daß andere Landes-
teile ungünstigerals Ostpreuszen gestellt sind. Ostpreußenzehrt viel-

mehr von dem Vermögen, das es sich in jahrzehntelanger Friedens-
arbeit erarbeitet hat. Sein Einkommen aber hat infolge der schwie-
rigen Lage, in die es unverschuldet durch den Versailler Vertrag
geraten ist, erheblich nachgelassen.

An dem Beispiel von Vischofswerder und Tolkemit, das trotz
niedrigster Kopfbelastung mit kommunalen Realsteuern unter einem

unerträglichenSteuerdruck seufzt, ersieht man, wie ich ausgeführt habe-
daß Gegenden mit niedrigeren Einkünften und Vermögen keinen ebenso
hohen Steuerdruck wie andere vertragen. Die Grenze des Möglichen
in der Steuerbelastung ist also in ärmeren Gegenden viel eher gegeben.
Wenn für das Reich im allgemeinen bereits festgestellt wird, daß der
Steuerdruck die Grenze des Erträglichen erreicht hat, so muß eine

Provinz, deren Einnahme- und schließlichauch Vermögens-Verhält-
nisse derartig ungünstigersind als im Durchschnittdes Reichs, außer-
stande sein, den geforderten Steuerdruck aus-zuhalten
Für die Gewerbebetriebe ist endlich auch der P r e i s v o n G a s ,

elektrischem Licht und Strom von Bedeutung. Riedrige
Kommunalsteuerzuschlägekönnen durch hohe Strom- und Ljchtpreise
ausgeglichen werden. Die entfernte Lage Ostpreußens von den

Kohlenproduktionsstättenläßt höhereGas- und Elektrizitätspreiseer-

warten. Und diese Vermutung stimmt auch.
Mir sind die Gas-preise von 280 Städten im Reich und von 36

Städten in Ostpreußennach dem Stande vom 1. Juli 1927 bekannt.

Auf Grund dieser Unterlagen stellt sich der Kubikmeter Gas durch-
schnittlichim Reich aus 20 Pfg. und in Ostpreußenauf 23 Pfg.

Eine Gegenüberstellung von 480 Städten im Reich und 36
Städten in Ostpreußenergibt einen Durchschnittspreis für elektrisches
Licht im Reich von 45 Pfg. und in Ostpreußenvon 51 Pfg» und von

Kraftstrom im Reich von 19 Pfg. und in Ostpreuszen von 30 Pfg. pro

Kilowattstunde nach dem Stande von Oktober dieses Jahres.
Jst Ostpreußen schon infolge feiner geringeren Vermögens-s und

vor allem seiner geringeren Einkommens - Verhältnisse nicht in der

Lage, dem Steuerdruck aus Feindeshandstandzuhalten, so ist weiter

auch zu berücksichtigen,daszKonjunkturschwankungen sich in

Ostpreußen jetzt schwerer fuhlbakmachen als im Reich, während sonst
rein agrarische Gebiete eine großere wirtschaftliche Stetigkeit auszu-
weisen pflegen. Der Herr Oberpräsident,Herr MinisterialratSjö-
berg, Herr Präsident Laaser und Herr Dr. Skibbe haben sichdarüber
eingehend bereits ausgelassen. Jch möchte in Ergänzung der Aus-
führungen meiner Herren Vorrednerals Beweis für ihre Richtigkeit
auf die Ergebnisse hinweisen, die eine Gegenüberstellungder gerichtlich
behandelten Zahlungseinstellungen(Konkurse und Geschäftsaufsichten)
in dem Deslationsjahr1925 zeitigt.Rach»der schoneinmal erwähnten
Zeitschrift,,Wirtschaft und Statistik-«sind im Jahre 1925 im Deutschen
Reich 11184 Konkurse eröffnet und 5908 Geschäftsaussichtenange-
ordnet worden. Insgesamt waren also 1925 im Reiche 17 092 gericht-
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lich behandelte Zahlungseinstellungen vorhanden. Nach den Ver-
ösfentlichungenin der Ost- und "WestpreußischenWirtschaftszeitung
sind in Ostpreußenim Jahre 1925 439 Konkurfe eröffnet und 120 Ge-
schäftsaufsichtenangeordnet worden. Jnsgesamt sind also in Ostpreus
ßen 559 Zahlungseinstellungen gerichtlich behandelt worden. Wenn
man berücksichtigt,daß nach der Zählung vom 12. Juni 1907 (Stati-
stisches Jahrbuch 1924l25, Seite 13) im Reiche in seinem jetzigen Um-
sange 13 680 818 Erwerbstätige, in Ostpreußenin seinem jetzigenUm-
fange 282 082 Erwerbstätige vorhanden sind, so ist im Jahre 1925
im Reich von je 796 in Industrie, Handel und Verkehr erwerbstätigen
Personen, in Ostpreußenbereits von je 505 eine von den Zahlungss
einstellungen betroffen worden. Auf diese größereEmpfindlichkeit des

Wsrtfchaftslebensmuß m. E. gleichfalls der Steuerdruck Rücksicht
ne men.

Es ist mir klar, daß eine Sonderbehandlung Ostpreußens durch
Neichssteuern nicht möglichist. Wohl aber kann eine Einschränkung
der variablen Steuern, welche die Kommunen auferlegen, erfolgen.
Leider aber werden die Realsteuerzuschlägeder Kommunen im Laufe
der Jahre immer höher. Gegenüber 1926 weist eine große Zahl von

ostpreußischenStädten eine Erhöhung 1927 auf. Und doch ist gerade
eine Erhöhung der Anteile an Neichssteuern an die Länder und Kom-
munen erfolgt lediglich zu dem Zwecke, um eine Senkung der Real-

steuerzuschlägeherbeizuführen.Der § 4a des Reichsfinanzausgleichsi
gesetzesvom 9. April 1927 legte den Ländern die Pflicht auf, die Real-
steuern um dasjenige zu senken, was sie an überweisungen über
4,2 Milliarden hinaus erhalten; auch im vorläufigen Entwurf des

Steuervereinheitlichungsgesetzes wurde eine Senkung aller Realsteuern
um 20 Je gegenüber 1926 als notwendig bezeichnet. Die Besoldungss
reform und mehr oder minder wichtige kommunalpolitische Aufgaben
aber veranlassen die Städte, mit Nachtragsforderungen hervorzu-
treten und die Steuerzuschlägegegenüberdem Voranschlag zu erhöhen;
Derartigen Forderungen mußm. E. ganz entschiedenentgegengetreten
werden. Andererseits kann nicht geleugnet werden, daß die Aufgaben
der Kommunen gerade im letzten Jahr stark gewachsensind. Jch er-

innere nur daran, daß die Stadt Jnsterburg ihre Schulausgaben von

547 000 RM. im Jahre 1926 auf 627 000 NM. erhöhenmußte. Abs-

gesehen davon, daß derartige Ausgaben für Schulzwecke für eine Stadt
von rund 40 000 Einwohnern recht erheblich ist, ist noch ein besonderer
Zuschuß von 140 000 NM. für die Berufsschulen und die Handels-
schulen vorgesehen.

,

Wenn also eine Senkung der Nealfteuerzuschlägenicht zu erzielen
seinwird, so muß doch mindestens dafür gesorgt werden, daß eine Er-
hobung derNealsteuerzuschlägenicht eintritt. Uni»den Gemeinden die
erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen, müssendaher die A n-

teile»an Reichssteuern, die den ostpreußischen Städ-
ten uberwiesen werden, eine»wesentliche Erhöhung
ers ahren. Dieses Benefizium darf jedochnur solchenStädten zu-
teil werden,«die ihre Steuerzuschlägenicht weiter erhöhen. Durch
diese oder eine noch näher festzulegende Bedingung ist die durchaus
notwendige Einschränkungin den Ausgaben der Kommunen zu er-
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zielen. Es muß jedenfalls dahin gewirkt werden, daß die Erhöhung
der Anteile an Neichssteuern der Wirtschaft zugute kommt.

Gerade die Nealsteuerzuschlägesind es, welche dem einzelnen
Gewerbetreibenden den Steuerdruck so unerträglicherscheinen lassen.
Bei ihnen muß daher der Hebel angesetztwerden.

Eine Belastung, die Industrie und Handel vor dem Kriege nicht
gekannt haben, sind die Berufsschulbeiträge Sn der Vor-
kriegszeit aber tat Preußensur das Fortbildungsschulwesen in den

politisch gefährdetenGebieten etwas ganz Besonderes. Während der
Staat sich sonst nur mit einem Drittel an den Ausgaben der Fort-
bildungsschulen beteiligte, übernahm er in Westpreußen und Posen
zwei Drittel der Ausgaben, unter gewissenUmständensogar noch mehr.
Ostpreußenhat heute die gleichen Aufgaben wie seinerzeit vordem
Kriege Westpreußen und Posen Es ist gleichfalls das Bollwerk
gegen das vordringende Slawentum. Es ist daher gerechtfertigt, wenn

der Staatszuschußfür die Verufsschulen in Ostpreußenerhöht wird.

Dabei ist«insbesonderezu berücksichtigen,daß trotzhoher Berufsschuls
beitrage m Ostpreußendas Berufsschulwesen sich noch nicht so weit
entwickelt hat wie in den übrigen preußischenProvinzen. Wenn die
Provinz Ostpreußengefördertwerden soll, so ist es gerechtfertigt, daß
der Zuschuß,welchen der Staat nach der Kopfzahl der Schulpflichtigen
leistet, für die ostpreußischenGemeinden hinaufgesetzt wird. Nach
der Verordnung vom 30. August d. Js. gewährt der Staat einen
Mindestzuschußvon 20 NM. für jeden Schulpflichtigen, von dem
jedoch allerlei Abzüge erfol en. Wird dieser Zuschuß um 10 bis
20 RM. erhöht,so erfährtOstpreußendamit eine Unterstützungseines
kaufmännischenund gewerblichen Bildungswesens, dessen es zur Ent-
wickelung der Provinz zweifellos bedarf.

Aber auch für die Verufsschulen besteht die Gefahr, daß trotz er-

höhten Staatszuschusses die Berufsschulbeiträge,welche die Wirt-
schast aufbringen muß, erhöhtwerden. Die Vertreter der Wirtschaft
in den einzelnen Städten haben oft gegen ein übermäßiges Hinauf-
setzen der Berufsschulbeiträge anzukämpfen. Deshalb sollen m. C.
nur diejenigen ostpreußischenBerufsschulen den erhöhten Staats-
zuschußerhalten, deren Vorstände mit den vorhandenen Mitteln haus-
halten und nicht die Berufsschulbeiträgeerhöhen.

.- « . se
« .

- :." . Mk

39



Die Kreditverhältnissein Ostpreußm

Von

Syndilus Dr. Slibbe, Allenstein.

Jch darf einige Feststellungen überBesond erheiten uns e-

res Kreditbedarfs vorausschicken:Daß unsere Wirtschaft zu
Ende der Jnflation zwar erheblich an Substanz eingebüßt hatte, im

übrigen aber s chuldenfrei war, ist bekannt. Hierin unterscheidet
sich Ostpreußen nicht von anderen Landesteilen Daß unsere Wirt-
schaft zwei Jahre nach der Stabilisierung der Währung schon so tief
verschuldet war, gilt nicht in gleichem Maße so allgemein von

anderen Bezirken. Bedeutungsvoll dabei ist, daß gerade in den

Grenzgebieten Qstpreußens,wo die Jnflation keineswegs eine größere
Aufblähung der Wirtschaft mit sich gebracht hat als in anderen Be-

zirken, doch eine geradezu beispielslose Vereinigung der Wirt-
schaft im Wege von Konkursen stattfand. Jn keinem Landesteil
haben wir in den Jahren 1924l25 eine relativ auch nur annähernd so
hohe Zahl von Konkursen zu verzeichnen.

Und trotz dieser schärferenVereinigung als anderweit heute
diese Verschuldung in einzelnen Wirtschaftszweigen und dennoch
dies e Betriebsmittelarmut. Dafür gibt es nur eine Erklärung.
Die ostpreußischeBerschuldungist z. T. eine Zinsverschuldung Die
hohen Zinsverpflichtungen, die teils aus Unkenntnis der Tragweite,
teils zwangsläufigeingegangen sind und nicht erfüllt werden konnten,
erhöhten die Berschuldung. Dennoch oder gerade darum blieb das
geliehene Kapital unzureichend für die Betriebsführung oder gar die

Entschuldung So haben wir heute den Zustand, daß trotz einer etwa

gleich hohen Verschuldung bestimmter Wirtschaftszweige wie vor dem

Kriege überall ein Betriebskapitalmangel ohnegleichen herrscht;
Daß die Snflation über die wahre Lage der Wirtschafthinweg-

täuschte,ist eine für alle Teile des Reichs allgemein gültigeTatsache.
Aber kein Landesteil ist aus der Jnflation aufgewachtmit einem der-
artigen Erschrecken über die falsche Beurteilung feinerLage wie Ost-
preußen. Denn welch ein Verhängnis der »polnisc»heKorridor für
unsere ostpreußischeWirtschaft darstellt, Paruber sind wir uns im
Grunde mit Entsetzen erst nach der Stabilisierung der Währung klar

geworden.Erst damals wurden wir gewahr, »——und das ist hier das

Entscheidende— daß unsere ostpreußischeWirtschaft einen ganz an-

deren und vie»lungünstigerenStandort hat, als uns die Frachtenentwers
tung vorgetaujchkhatte. Dieser fundamentaleIrrtum über die
Standortsverhaltnisse ist mit eine wichtige Ursache unserer heutigen
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Kreditnot. Und zwar aus folgenden Gründen: Die Snflation
hat überall in Deutschland einen Verlust der Betriebskapitalien, aber
eine relative Stärkung des Anlagekapitals, des Bestandes an Ge-
bäuden und Maschinen zur Folge gehabt. Jn Ostpreußen,und ins-
besondere in den Grenzgebieten, geschah die relative Stärkung des
Anlageiapitals zum mindestenin bestimmten Industriezweigen nutzlos.
Jch möchtenur auf eins hinweisen: man hat in der Provinz z. T. große
Sägewerke und Mühlen an Stellen aufgebaut, wo sie heute absolut
nicht rentabel sein können,»weilnur unter den Verhältnissen,die die
Jnslation vortäuschte, billig Rohstoffe dorthinzubekommen waren-.

Während so anderweit nur liquide Mittel entwerteten, wurden bei
uns auch Sachwerte wertlos. Bei uns war infolgedessen die Natio-
nalisierung nicht wie anderweit z. T. eine Umstellung. sondern mehr
oder weniger eine Abstellung und Neuaufbau an anderer Stelle. Die

«

Zusührung von Krediten hatte bei uns also nicht nur die Aufgabe, die
mangelnden Betriebsmittel zu ersetzen,sondern auch der Jnvestition
von Anlagen zu dienen. Das bedeutete aber einen relativ viel stär-
keren Kreditbedarf, als er anderweit vorhanden war. -

Ein erhöhterBetriebstreditbedarf ergibt sich u. a. aber auch,noch
aus den höheren Frachten, die Ostpreußengerade für das tote Korris
dorsGebiet zu tragen»hat,das ihm als Markt verloren ist, und um

dessen Ausdehnung sich seine Frachtrateii erhöhten. Und ferner ist
eins zu bedenken: Nirgends in Deutschland sind Industrie, Handel
und Handwerk so abhängig von der Kaufkraft und Zahlungsfähigkeit
der Landwirtschaft wie in Ostpreußen. Der Landwirt und zumal
der ostpreußischeaber erntet nur einmal im Jahr. Nur einmal im
Jahr ist deshalb im Grunde bei ihm Zahltag. Das ganze übrige Jahr
hindurch aber trägt das ostpreußischeGewerbe die Kreditlast des
fehlenden landwirtschaftlichen Betriebskapitals

Vor dein Kriege, wo der Landwirt auch schon verschuldet und das
ganze Jahr über schlecht bei Gelde war, bewirkten bei uns in den
Grenzbezirken die großen Garnisonen in der Zwischenzeit als bar-
zahlende Abnehmer eine Kreditentlastung bei Handel und Gewerbe.
Diese großen Garnisonen sind heute nicht mehr vorhanden. Der
Militärfiskus und seine Bediensteten treten heute lange nicht mehr im

selben Umfange als Kundeund Barzahlerauf. Unsere Industrie ist
unbedeutend. Jhre Arbeiterschaft ist als Kunde nicht zu rechnen;
Außerdem ist sie gleichfalls so zurückgegangen Man denke nur an
die nahezu abgestorbene Landmaschinenandustrie

Jst so der Staat in«der Gestalt des Militärfiskus nicht mehr
ein Faktor der Kreditentlastung so beanspruchter doch einen
weit größeren Zipfel als fruher ,an der Barmitteldeckemit seinen
St e u e r s o r d e r u n g e n. über die Steuern ist heute schongesprochen
worden. Hier nur die Feststellung, daß in der Stadt Allenstein allein
die ins Handelsregister eingetragenen Firmen »nurmit dem Mehr an

Gewerbesteuern, das sie gegenüberder Vorkriegszeit zahlen, Kredite
in Höhevon etwa 4 bis 4,5 Millionen Mark zu heutigen Zinssätzen
verzinsen könnten. Was an Steuerkraft geleistetwird, fehlt an Zins-
iraft —- schwächtalso die Betriebsmittel nicht nur unmittelbar-,
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ondern mindert auch die Möglichkeit der Verzinsung und der Ent-

chuldung.
«

Bei dieser Sachlage ist es kein Wunder, wenn der Landwirt, aber

auch der Gewerbetreibende, seine Zinsen wenigstens z. T. schuldig
bleibt. Das geschah ganz besonders in der Zeit, wo es Realkredite

überhaupt noch nicht gab und jene überaus teuern kurzfristigen Dar-

lehen aufgenommen wurden, die dann weder verzinst, noch getilgt
werden konnten. Auch heute noch spielen solche»schwebenden«Schul-
den eine Rolle, zumal je t, wo die Möglichkeit,Nealkredite zu er-

halten, wieder gänzlichge chwunden zu sein scheint. Jn den Jahren
1924 und 1925 sind Zinsen von 20—48 A- gar keine Seltenheit ge-

wesen. Gerade die hohen Zinsen mußten aber, weil sie nicht bezahlt
werden konnten, dem Kapital zugeschlagen werden und sind so einer
der stärksten Verschuldungsfaktoren. Nach den statistischen Unter-

suchungen, die wir in der Steuerberatungsstelle der Jndustries und

Handelskammer Allenstein an Hand des dort vorliegenden Materials
an Buchungsunterlagen anstellen konnten, war zu ermitteln, daß etwa

15—207o der Kreditbelastung aus solche Zinsverschuldung zurückzu-
führen ist. Das ist der Durchschnitt. Es gibt aber auch Betriebe, bei

denen 50 70 und mehr der durch Hypotheken abgelöstenkurzfristigen
Schulden, die aus den Stabilisierungsjahren stammen, unbezahlte
Zinsen sind. Dabei handelt es sich um Betriebe, die heutenoch exi-
stieren. Wieviele aber sind schon dieser Zinsverschuldung in der Zeit
der ,,Neinigung« zum Opfer gefallen!
s Diese Entwickelung ist heute keineswegs abgeschlossen. Daß die

Zinslast zuhoch ist, daß sie für uns in den Grenzgebieten neben der

erhöhten Fracht-, der erhöhtenSteuers und der erhöhtenSoziali-
belastung nicht geleistet werden kann, liegt auf der Hand·Die Grund-

lagen der oftpreuszischenWirtschaft haben sich doch nicht zum Besseren
verändert, die ostpreußischeLandwirtschaft ist doch nicht so viel ren-

tabler geworden, als in der Vorkriegszeit. Woher sollen denn aber
alle diese Mehrleistungen kommenTDie Verschuldung geht also
weiter. Wenn nominell die Vorkriegsverschuldung noch nicht ganz

erreicht ist, so ist auf der anderen Seite der Kreditbedarf auch noch
- lange nicht befriedigt. Die Zinslast, die die bisherige Verschuldung

aber aufbiirdet, ist weit höher als die Vorkriegsbelastung Wir haben
bei Industriebetrieben festgestellt, daß sie größtenteils wieder an-

nähernd so verschuldet sind wie vor dem Kriege. Aber während bei

Gesamtaktiven von 200 000M. in der Vorkriegszeit 80 000 M.Schul-
den einen Zinsbetrag von rund 3500—4500 M. ersorderten, bedeutet

die gleiche Schuld heute einen Zinsendienst von 8——10000 M. jähr-
lich. Damit hätte vor dem Kriege eine Schuldsumme von 200 000
bis 240 000 M. verzinst werden können. Das heißtalso, vom Stand-
punkte der Zinsenlast liegt heute die doppelte bis dreifache Verschul-
dung vor bei solchen Betrieben, bei denen nominell erst die Vor-
kriegsbelastung erreicht ist. Die Schlußfolgerungfiir die Gesamt-
beurteilung der ostpreußischenKreditverhaltnisse: Nicht Kredite an sich
werdenuns helfen,sondern »nur solche-Kredithilfe,die uns nicht nur

die Zinsen fur.kt«inftige,sondern auch die fiir die bisherigen Kredite

wesentlich verbilligt. Die ganze Tragweite dieser Wahrheit wird sich
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erst auswirken, wenn unsere Zahlungsbilanz aus dein Weltmarkt nicht
mehr durch Auslandskredite gestütztwerden kann, und wenn wir nur
noch auf Inlandskredite angewiesen sein werden. Zunächst aber
lautet die erste Frage des Kreditnehmers nicht: Zu welchen Bes«
dingungen wird der Kredit gegeben? sondern: Wo ist der Kredit? Denn,
wie ich schon zu Anfang meiner Ausführungen erklärte,der Kapital-«
mangel ist bei weitem noch nicht gedeckt. Daß Kredite notwendig
sind, ist damit außer Frage gestellt. Ebenso steht außer Frage, daß
wir hier in Ostpreußenund ganz besonders in den Grenzbezirken die
notwendigen Kredite nicht«erhalten,auch da nicht erhalten, wo hohe
Zinsen getragen werden können. Das gilt selbstverständlichin erster
Linie von Realkrediten. Wir haben daher die Frage aufzuwerfeni
Woran liegt es, daß wir nur in unzureichendem Maße Kredite be-
kommen, und wie wirkt sich die Knappheit aus? I

Bei der Beantwortung der ersten Frage haben wir uns in die
Seele des Kreditgebers hinein zu versetzen. Dieser beurteilt den Be-
trieb einerseits nach der Rentabilität und anderseits nach der Sicher-«
heit. Rach dem bisher Gesagten muß festgestellt werden, daß die
Frage nach der Rentabilität eine untergeordnete Rolle gespielt hat-,
und daß in erster Linie die Frage nach der Sicherheit bei allen Kre-
diten, die an die ostpreußischeWirtschaft gegeben werden, ventiliert
wird. Diese Frage nach der Sicherheit und allerdings auch die nach
der Rentabilität ist so stark abhängig von psychologischenund politi-
schen Momenten, die für Ostpreußen ins Gewicht fallen und ganz
besonders für seine Grenzbezirke nachteilig sind, daß sich hieraus die
mangelnde Lust, Kredite nach Ostpreußenzu geben, ohne weiteres er-

klärt. Rach Bezirken, die einmal Kriegsschauplatzgewesen sind, oder
über deren Zugehörigkeitzum Deutschen Reich eine Volksabstimmung
hat entscheidenmüssen,in denen heute noch nationalpolitische Kämpfe
stattfinden, nach dem deutschen Landesteil, der nur über feind-
lich gesinntes Ausland erreichbar ist, nach Landesteilen, die im
allgemeinen unbekannt sind, und von deren kultureller Rückständig-
keit schnurrige Geschichten erzählt werden, gibt man naturgemäß viel
weniger gern Kredite, als nach solchen, bei denen der geschilderte Tat-

bestand nicht vorliegt. Da aber Ostpreußender einzige deutsche Lan-
desteil ist, für den alle diese ungünstigenVerhältnissezutreffen, und da

diese ungünstigenTatbestände in OstpreußensGrenzbezirken mitein-
ander konkurrieren, so gibt man uberall hin in Deutschland lieber Kre-
dite als nach Ostpreußen,und da auch im übrigen Deutschland noch
immer ein Kreditbedürfnis,und zwar ein erhebliches, besteht, so kommt
Ostpreußen erst in allerletzter ·Linie.Wenn aber nach Ostpreußen
Kredite gegeben werden, muß die ostpreußischeWertschafteineRisiko-
prämie in Gestalt erhöhterZinsen entrichten.Diese Risikoprämieist
geradezu meßbar. Sie tritt uns entgegenin der Differenzzwischen
den Zinssätzenfür tägliches und langfristigesGeld in Berlin einerseits
und in Ostpreußen anderseits. Die Jndustries und Handelskanimer
Allenstein hat die Zinssätzein ihrem Kammerbezirkbeobachtet und sie
in Vergleich gestellt mit den Zinssätzemdie in Berlin und in anderen
wichtigen Orten des Reiches Geltung haben. Sch will Sie mit Zahlen
nicht langweilen und Ihnen als markante Tatsache nur mitteilen, daß
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unsere heimischen Bauten-, die uns-früher ihre Zinssätze regelmäßig
meldeten, sich in letzter Zeit weigern, uns diese Zinssätzemitzuteilen,
und zwar sind zuerst Kommunalbanken durch ,,grundsätzlicheEr-

wägungen« zu dem Entschlußgelangt, uns die Zinssätzenicht mehr zu
melden. Daß eine solche Risikoprämie für die erhöhte Unsicherheit
verlangt und gegeben wird, steht außer Zweifel. M. E. ist das aber

eine verhängnisvolleEntwickelung Denn es ist ökonomischdoch offen-
bar abwegig, einen Schuldner, der ohnehin unsicher ist, dadurch noch
zu gefährden, dasz man ihm erhöhteZinsen abnimmt und damit die

Rentabilität seines Betriebes in Frage stellt. Das ist um so gefähr-
licher bei einem Landesteil, dessenWirtschaftsgrundlage, die Landwirt-

schaft, ohnehin notorisch eine relativ geringere Rentabilität als andere

Wirtschaftszweige hat. Wenn wir mit einer Gesamtverschuldung der

ostpreuszischenWirtschaft in Höhe von etwa 600 Millionen sprechen
können — ich glaube, daß diese Zahl nicht zu hoch gegriffen ist — so
ist die Risikoprämie, die an Mehrzinsen gezahlt wird, auf jährlich
mindestens 10 Millionen Mark zu schätzen. Sie kann aber auch ein

Bielfaches dieser Fahlbetragen. Dabei ist nicht zu vergessen, daß in
der von mir zu An ang erläuterten Zinsverschuldung schon eine Risiko-
prämie einbegriffen ist, die nun als Kapitalschuld ständigweiter ver-

zinst wird. D. h.: die ostpreußischeWirtschaft muß den fehlenden Grenz-
schutz, den ihm Reich und Staat nicht gewähren, die ostpreuszische
Wirtschaft muß den Mangel an Machtmitteln des Deutschen Reiches
im Osten jährlichmit einer Millionensumme bar bezahlen. Die Wirt-

schaft versucht überall, wo es irgend möglichist, und so auch bei uns

in Ostpreuszen, ohne den Staat auszukommen. Aber diese Tatsache
rechtfertigt ohne Zweifel den Ruf nach Staatshilfe. Was der ost-
preuszischen Wirtschaft Reich und Staat an Schutz durch politische
Machtmittel nicht bieten können, das miissen Reich und Staat der ost-
preußischenWirtschaft durch eine umsassende Zinsverbilligung geben.
Das ist kein Almosen, sondern ein Rechtsanspruch auf Grund einer

klaren und einwandfreien überlegung und Berechnung.

Jn welcher Weise kann nun Kredithilfe seitens des Staates ge-

leistet werden?

Für die Landwirtschaft kann ich mich hier in diesem Kreise auf
die Forderung beschränken,daß eine Entschuldung der landwirtschaft-
lichen Betriebe bezw. eine Konsolidierung der fchwebenden Schulden
zu verbilligten Zinsen vorzunehmen ist.

Für Industrie und Handel musz das, was bishergeleistet wurde,
so dankenswert es ist, als gänzlichunzureichendesStuckwerkbezeichnet
werden. Die bisherigen Realkreditquellen und die Art der Hergabe
von Realkrediten an Industrie und Handeltragen schwereMängel an

sich. Das gilt sowohl von den Pfandbrrefkreditenals von den soge-
nannten staatlichen ,,Sofortkrediten«. Die langen Wartezeiten bis

zur jeweiligen Beschaffung der Leihmitteldurch Verkan der Pfand-
briefe haben bei vielen Antragstellern eine teure kurzfristigeMehrver-
schuldung durch Zwischenkredite verursacht, die z. T. auch nicht ab-

gederlt werden konnten, wenn endlich der Pfandbriefkredit zur Aus-

zahlung kam. Sehr bedenklich ist aber auch die Bedingung der
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Kommunalbürgschast.Es darf nicht vergessen werden, daß diese Be-

dingung den Antragsteller abhängig macht von der Stimmung von

den politischen Parteien in den kommunalen Körperschaften

. Die Kredite aus dem sogenannten Sofortprogramm, so dankens-

wert sie sind, sind aber doch in derart geringem Umfange gegeben
worden, daß sie als wirksameKredithilfe nicht anzusprechen sind.
Viele Hoffnungen sind,enttciuschtund viel falsche geschäftlicheDis-

positionen sind durch die großen Vorbereitungen für die Verteilung
veranlaßt worden. »Wennes nicht gelingt, das Zehnfache von dem,
was da einmal bewilligt würde, aus einmal zur Verfügung zu stellen,
so kann wirksame Hilfe auf diesem Wege nicht geleistet werden.

Eine mittelbare Besserung der Kreditverhältnissewäre ferner zu

erreichen, wenn für Ostpreußen in größeremUmsange Staatsmittel
für Wohnungsbauten zur Verfügung gestellt würden. Die in letzter
Zeit geschaffeneMöglichkeit,durch Hauszinssteuermittel die zweiten
Hypotheken im Zinssatz zu verbilligen, nutzt nichts, wenn solcheHypo-
theken überhauptnicht zu bekommen sind.

Daneben ist dringend notwendig eine Beobachtung und Beein-

flussung der Zinspolitik, des Marktes für kurzfristiges Geld. Die

Diskonterhöhungender Reichsbank, die sich bei der übrigen deutschen
Wirtschaft als regulierender Druck auswirken, sind Keulenschlägefür
die ostpreußifcheWirtschaft. Wenn die Girozentrale selbst für kurz-
fristiges Geld bis zu ZW an Gemeinden und Kommunalverbänden

zahlt, dann kann man sich allerdings nicht wundern, wenn sie selbst
bis zu 1772 W jährlichnoch heute fordert. Aber daßsolcheZinssätze
mit unseren ostpreußischenVerhältnissen,wie ich sie vorhergeschildert
habe, nicht vereinbar sind, dürfte auch außer allem Zweifel sein.

Eine nicht unbedeutende Erleichterung des Kreditmarktes würde

es z. B. bedeuten, wenn alle Beamten in Ostpreußenwie früher ihre
Gehälter vierteljährlich erhalten würden, sofern sie auf eine Bank

überwiesenwerden. Mit den besonderen ostpreußischenVerhältnissen
ist eine solcheMaßnahme, ohne gerechtfertigte Berufungen befürchten
zu müssen,zweifellos zu verantworten. Man würde damit einen

Anreiz für tüchtigeBeamte schaffen, nach Ostpreußenzu kommen. Der
kleine ostpreuszischeBeamte,besonders auf dem Lande, ist ohnehin in-

folge der Kreditschwierigkeitender ortseingesessenen Kaufmannschaft
die Beute von ganz gewissenlosenwestdeutschenHausierern, die lange
Abzahlungsfristen gewähren,aber Aufschläge bis zu 200Ø auf die

Preise für z. T. minderwertige Waren nehmen.

Auch sonst wird versucht werdenmüssen,neben der unmittelbaren
Staatshilfe die Kreditlage durch indirekteMaßnahmenzu erleichtern.
Ostpreußen wird solange das kreditwirtschaftlich schlechtest be-
urteilte Gebiet Deutschlands sein, als es der unbekannteste und un-

gerechterweiseverrufenste Teil Deutschlandsist. Dagegen muß noch
mehr als bisher geschehen. Die Bestrebungenum eine systematische
Förderungdes Fremdenverkehrs zwischenOstpreußenund deni Reich
verdienen in diesemSinne zweifellosnachdriicklichst,insbesondere auch
staatliche, geldlicheUnterstützungAber auch auf diesem Gebiet kann
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nichts geleistet werden, wenn nicht die z. T. katastrophalen Gasthofss
verhältnisfedurch Bau-« und Nenovierun Skredite verbessert werden,
und auch hier geht es nicht ohne Staatshil e.

Die Staatshilfe bleibt leider die conditio sine qua non. L e i d e r,
sage ich, denn nichts hat unseren ostpreußischenKreditverbältnissenso
geschadet, wie der in den letzten Jahren so oft — leider noch immer
nicht mit dem notwendigen Erfolge —- erhobene Notruf der ostpreufzi-
schen Wirtschaft. Aber daß er immer wieder erhoben wird, follte zur
Genüge beweisen, wie unumgänglichnotwendig ist, was die ostpreu-
ßischeWirtschaft erbittet.
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Morilaul der ouf der Merbonåstogung

angenommenen Entschließung

Der Verband ostpreußischerIndustrie- und Handelskammern
(Grenzkammern) verfolgt mit schwerer Sorge die weitere Auswirkung
der Bestimmungen des Friedensvertrages und insbesondere der Bil-

dung des polnischen Korridors auf die ostpreußischeWirtschaft. Er
bedauert, daß die Absichtendes Reiches bzw. des Staates, für Ost-
preußen in Berücksichtigungder für diese Provinz geschaffenenbe-.

sonderen Verhältnisse besondere Maßnahmen zu treffen, zu Be-
rufungen anderer Provinzen führen konnten, und stellt demgegenüber
fest, daß für keine andere Provinz des Reiches die gleichen unver-

schuldeten, die Entwicklung der Wirtschaft hemmenden Umständevor-

liegen, wie für Ostpreußen. Infolgedessen find auch nach Ansicht des
Verbandes wegen dieser besonderen Verhältnisse besondere Maß-
nahmen für Ostpreußen erforderlich und die Berufungen anderer

Provinzen dieserhalb unbegründet. Der Verband ist daher der An-

sicht, daß nur eine sofortige, wirklich großzügigeund auf lange Sicht
abgestellte besondere Aktion des Reichesbzw. des Staates zii
einer Beseitigung oder doch Abschwächung1ener besonderen Nachteile
führen kann, unter denen die Betätigung der ostpreußischenWirt-

schaft leidet.

Folgende Punkte bedürfen dabei besonderer Berücksichtigung:
1. Die Regelung der Beziehungen Ostpreußens

zu— den Nachbarstaaten.
a) Der Grenzkammerverband richtet in dieser Hinsicht an die

Reichsregierung die Bitte, das Jhrige dazu zu tun, der Wirtschaft
und dem Verkehr die Wege nach dem Osten wieder frei zu machen,
und die Neigung der Staaten des Ostens zu hermetischerAbschließung
ihrer Grenzen zu überwinden. Er erwartet aber, daß das Deutsche
Reich bei dem Abschluß von Handelsverträgen mit den östlichen
Rachbarstaaten die Interessen Ostpreußensin vollem Umfange wahrt
und die Provinz insbesonderein ihrem Wettbewerb gegen Polen
schützt.Die Grenzverhältnissefind endlich in einer die Grenzgebiete
befriedigenden Weise zu regeln; ,

b) Bei der etwaigen Gewahrungvon Warenkreditenan die Ost-
staaten sind die ostpreußischenWirtschaftstreisebevorzugtzu berück-

sichtigen, soweit sie bisher in Handelsbeziehungenmit den betreffenden
Ländern gestanden haben und uber besondere Erfahrungen aiif diesem
Gebiet verfügen.

2. Die Frachtenbelastung Ostvreußens Die durch
den Verlust Posens und Westpreußenssowie des Memellandes für
Ostpreußenherbeigeführtevöllige Änderung der Bezugs- und Absatz-
verhältnisse,ferner die Einbuße des Memelstromes und der Weichsel
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als Transportwege bedeutenfür die Provinz Ostpreußeneine fracht-
liche Mehrbelastungvon fährlich etwa 35 Millionen. Dieser un-

geheure iahrlicheFrachtentribut kann aus die Dauer von der ost-
preußischenWirtschaft nicht getragen werden. Sofern daher die

Veichsbahnverwaltungihrerseits nicht in der Lage sein sollte, die für
die ostpreuszischeWirtschaft dringend erforderliche Frachtensenlung
vorzunehmen, wird es als die unabweisbare Pflicht des Reiches bzw.
des Staates bezeichnetwerden müssen,die zur Abbürdung des Ost-
preußeiiauferlegten jährlichenFrachtentributs erforderlichen Mittel
mit großterBeschleunigung zur Verfügung zu stellen.
3».Die Steuerlast Ostpreußens. Die Anteile der ost-

preußischenGemeinden an Reichssteuern und die Zuschüssezu den

ostpreußischenBerufsschulen,welche der Staat nach der Kopfzahl
der Schulpflichtigenleistet, sind gegenüber den sonstigen Gemeinden
hinaufzusetzen, jedochnur für solche ostpreiißischenGemeinden, deren
Steuerzuschläge, und solche ostpreußischenBerufsschulen, deren Bes-
rufsschulbeiträgenicht erhöht werden.

. Die ostpreußischen Kreditverhältnisse. Oft-
preufzens Wirtschaft, insbesondere die seiner Grenzbezirke, bezahlt die

beispiellose Ungunst ihrer politischen Lage zur Zeit jährlich mit min-

destens 10 Millionen Mark an Risikozuschlägenauf Zinsen für un-

zureichende Kredite. Die Landwirtschaft, infolgedessen überwiegend
schon seit Jahren unrentabel, Handel und Gewerbe, fast durchweg
agrargebunden, sind so in wenigen Jahren zur völligen Ertraglosig-
keit verurteilt, zumal jeder Nückschlagauf dem allgemeinen Kapital-
markt die ostpreuszischeWirtschaft in verftärktemMaße trifft.

-

"

Der Verband erachtet daher die Erfüllung folgender Forderungen
für unerläßlich und dringend:

a) Durchgreifende staatliche Entschuldungsmaßnahmenfür die

Landwirtschaft durch Nealkredite zu rentablen Zinssätzew
b) Gleiches für die Industrie und gewisse Handelszweige.

«

c) Förderung des privaten Wohnungsbaus durch Hergabe von

billigen Staatslrediten für zweite Hypotheken. -

d) Entschiedene staatlicheMaßnahmen zur Festigung des Ver-
trauens zur ostpreuszischenWirtschaft und zur Beseitigung
des OstpreußensBorurteils,insbesondere auch durch Förde-

ziiinä
des Fremdenverkehrs zwischen Qstpreiißenund dem

ei .

-

-- Die Bersorgungstraft eines bedeutenden überschußgebiets, die
Steuerkraft Hunderttausender von....- 3..ieben, wertvollster staats-
politischer Besitz an deutschem Land-stehe - us dem Spiel, wenn nicht
gerade aus dem Gebiet des Kreditweseithnellund durchgreifend

U ·geholfen wird.
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